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Prof. Dr. Jörn Axel Kämmerer 

Gutachten zur Verfassungsmäßigkeit der Pferdesteuer in Tangstedt 

(Kreis Stormarn) 

1. Sachverhalt und Gutachtenauftrag 

Die Gemeinde Tangstedt im Kreis Stormarn beabsichtigt, durch kommunale Satzung 

eine sog. Pferdesteuer einzuführen, welche die Haltung und entgeltliche Benutzung 

von Pferden (ausgenommen Nutzpferde) auf dem Gebiet der Gemeinde für 

steuerpflichtig erklärt. Damit wäre Tangstedt eine von lediglich fünf Kommunen in 

Deutschland, die eine solche Steuer erheben bzw. bisher einmal erhoben haben.  1

Die Tangstedter Satzung entspricht fast wortgetreu der Pferdesteuersatzung der 

hessischen Stadt Bad Sooden-Allendorf , die bereits Gegenstand gerichtlicher 2

Auseinandersetzungen war. Als Steuersatz sollen 150 € pro Pferd vorgesehen sein. 
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 Vgl. auch Gössl/Reif, Praxis der Kommunalverwaltung, E 4a BW, Stichwort 5.4. 1

„Pferdesteuer“ (Stand 11/2015), sowie Kohlhaas et al., a.a.O., E 4a RhPf, Stichwort 4.8 
„Pferdesteuer“ (Stand 12/2013).

 Die Pferdesteuersatzung der Stadt Bad Sooden-Allendorf, über die der VGH Kassel später 2

entschied, ist abgedruckt bei Schön/Fabry, Praxis der Kommunalverwaltung, E 4a He, 4.5 (Stand 
12/2015).
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Im Auftrag der Detlev Heinrich Management Team GmbH, Pappelallee 28, 22089 

Hamburg soll geprüft werden, ob sich die Tangstedter Pferdesteuer im Einklang mit 

dem verfassungsrechtlichen Gebot der Gleichbehandlung von Männern und Frauen 

(Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG und dem landesverfassungsrechtlichen Staatsziel der 

Sportförderung (Art. 13 Abs. 3 LVerf SH) befindet. Ob es sich um eine örtliche 

Aufwandsteuer im Sinne des Art. 105 Abs. 2a GG handelt, ist nicht Bestandteil des 

Gutachtens (und soll daher für die Zwecke der Betrachtung unterstellt werden). 

Das Bestehen einer landesrechtlichen Steuergesetzgebungskompetenz ist allerdings 

im Rahmen eines früheren Gutachtens von Dietlein bezweifelt worden, der die 

Merkmale einer örtlichen Aufwandsteuer für nicht gegeben hält.  3

Verfassungsgerichtliche Entscheidungen zu kommunalen Pferdesteuern sind bislang 

weder auf Bundes- noch auf Landesebene ergangen. Für statthaft wurden 

kommunale Pferdesteuern in zwei Fällen von Verwaltungsgerichten erklärt: in einer 

bayerischen Gemeinde durch den VGH München (BayVGH)  und – rund drei 4

Jahrzehnte später – in einer hessischen Gemeinde durch den VGH Kassel 

(HessVGH).  Das BVerwG ließ die Revision u.a. auch deshalb nicht zu,  weil es 5 6

keinen Anhaltspunkt für eine Verfassungsverletzung erkennen wollte. Der VGH 

Kassel setzte sich zwar mit einem in der Hessischen Verfassung verankerten 

Sportfördergebot auseinander, über die Verletzung des geschlechtsspezifischen 

Gleichheitssatzes wurde, soweit ersichtlich, weder in Hessen noch in Bayern 

gestritten.  

2. Verfassungswidrigkeit wegen Verletzung des geschlechtsspezifischen 

Gleichheitssatzes? 

2.1. Betroffenheit des Schutzbereichs des Grundrechts 

Pferdesport wird in ganz überwiegendem Umfang von Frauen betrieben; dies gilt 

auch für die Gemeinde Tangstedt: In 13 statistisch erfassten Pferdeställen in der 

Gemeinde Tangstedt sind 602 Reiterinnen und nur 62 Reiter aktiv – was einem 

 Die Kernaussagen des Gutachtens sind wiedergegeben bei Dietlein/Peters, LKV 2013, 1 (2 ff.).3

 VGH München, Urt. v. 17.2.1982 – 100 IV/77, NVwZ 1983, 758 ff.4

 VGH Kassel, Beschluss vom 8.12.2014 – 5 C 2008/13.N, BeckRS 2015, 48295.5

 BVerwG, Beschl. v. 18.8.2015 – 9 BN 2/15, NVwZ 2016, 620 ff.6



  3

Frauenanteil von 91% entspricht. Dieser Frauenanteil ist durchaus repräsentativ für 

den Pferdesport im ganzen Bundesgebiet: Die Deutsche Reiterliche Vereinigung gibt 

an, dass von ihren Mitgliedern 77% Frauen sind.  Die geplante Steuer wird im 7

Wesentlichen für das Halten von Sportpferden erhoben und belastet damit nahezu 

ausschließlich Frauen. Dies legt die Annahme nahe, dass es sich um eine 

geschlechtsspezifische Diskriminierung handelt, die durch Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG 

verboten wird. 

2.1.1. Unmittelbare Diskriminierung? 

Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG verbieten grundsätzlich jede Ungleichbehandlung wegen 

des Geschlechts. Damit sind insbesondere Regelungen und Maßnahmen verboten, 

die Frauen oder Männer gezielt im Verhältnis zum anderen Geschlecht 

benachteiligen. Um eine Regelung solcher Art handelt es sich bei der Tangstedter 

Pferdesteuersatzung allerdings nicht: Sie unterscheidet nicht nach dem Geschlecht, 

sondern belastet dem Wortlaut nach, ohne nach Geschlechtern zu differenzieren, 

alle Pferdehalter vor Ort. 

2.1.2. Mittelbare Diskriminierung 

Die Satzungsregelung könnte allerdings eine mittelbare Diskriminierung bewirken, 

weil sie faktisch nahezu ausschließlich Personen weiblichen Geschlechts belastet. 

Die bis jetzt mit Fragen der Pferdesteuer befassten Gerichte sind der Frage nach 

dem Vorliegen einer Diskriminierung, soweit ersichtlich, nicht nachgegangen. 

Die verfassungsrechtliche Dogmatik mittelbarer Diskriminierungen im 

Anwendungsbereich der Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG ist noch wenig ausgeprägt, eine 

einheitliche Terminologie existiert nicht, der Diskurs ist im Schrifttum teils von 

Missverständnissen beherrscht. Für die meisten der in Art. 3 Abs. 3 GG aufgeführten 

Diskriminierungsverbote wird – wohl überwiegend – angenommen, dass nur eine 

direkte (unmittelbare, offene) Diskriminierung von ihnen erfasst sei. 

Differenzierungen, die an einem anderen Merkmal anknüpfe, könnten nicht an Art. 

3 Abs. 3 GG, sondern allenfalls an Art. 3 Abs. 1 GG gemessen werden. Allerdings 

rechnen diese Stimmen die zwar formal an einem anderen Merkmal anknüpfende, 

 http://www.pferd-aktuell.de/fn-service/zahlen--fakten/zahlen--fakten.7
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aber auf das verbotene Unterscheidungsmerkmal abzielende Regelung als 

„verschleierte“ der unmittelbaren Diskriminierung zu.  Selbst die Verfechter dieser 8

restriktiven Ansicht wollen jedoch dem Verbot der Diskriminierung wegen des 

Geschlechts rechtsdogmatisch eine Sonderstellung zubilligen: Auch Regelungen, die 

nicht auf die Benachteiligung eines Geschlechts abzielten, aber wegen natürlicher 

oder gesellschaftlicher Unterschiede überwiegend ein Geschlecht belasteten, seien 

erfasst.  Für diese Unterscheidung von anderen verfassungsrechtlichen 9

Diskriminierungsverboten kann nicht zuletzt angeführt werden, dass Art. 3 Abs. 2 

GG neben Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG ein schon im Ansatz der weiter gefasstes 

Gleichstellungsgebot etabliert. Allerdings besteht im Schrifttum keine Einigkeit 

darüber, ob an Art. 3 Abs. 2 oder Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG anzuknüpfen sei.  Letztlich 10

kann dies für die vorliegende Betrachtung dahinstehen. Denn nur einzelne Vertreter 

des Schrifttums wollen auch für die geschlechtsspezifische Diskriminierung daran 

festhalten, dass ein entsprechendes verfassungsrechtliches Verbot nur verletzt sei, 

wenn eine unterschiedliche Behandlung in Bezug auf ein für sich genommen 

geschlechtsneutrales Merkmal darauf abziele, Frauen (oder Männer) zu 

benachteiligen, eine geschlechtsspezifische Unterscheidung also bewusst mit einer 

anderen Anknüpfung bemäntelt werde.  Dagegen ist bereits einzuwenden,  dass 11 12

die Erforschung des Motivs einer Regelung in den meisten Fällen kaum mit 

rechtssicherem Ergebnis möglich sein wird. „Belohnt“ würde ein Normgeber, der 

seine wahre Intention geschickt zu verbergen vermag. Schon deshalb ist dieser 

restriktive Ansatz abzulehnen. 

Die h.M. einschließlich des BVerfG sieht eine mittelbare Diskriminierung (die es 

offenbar mit der faktischen gleichsetzt) konsequenterweise immer schon dann als 

gegeben an, wenn eine Regelung – unabhängig von Finalität und Intention – 

 Vgl. Kischel, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), BeckOK GG, 30. Ed., Stand 1.9.2016, Art. 3 Rn. 215; 8

Sachs, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band VIII, 3. Aufl. 2010, § 182 Rn. 95 f. 
Unstreitig ist dies jedoch nicht; vgl. für die Gegenauffassung etwa Jarass, in: ders./Pieroth, GG, 
Art. 3 Rn. 119.

 BVerfGE 113, 1 (15); Kischel, a.a.O., Rn. 186; Richter, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der 9

Grundrechte, Band V, 2013, § 126 Rn. 74.

 Gegen eine Anknüpfung an Abs. 3 etwa Sacksofsky, Das Grundrecht auf Gleichberechtigung, 1996, 10

S. 372; dafür etwa Osterloh, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 3 Rn. 255.

 Sachs, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band VIII, 3. Aufl. 2010, § 182 Rn. 97; 11

ebenso Boysen, in: von Münch/Kunig (Hrsg.), GG, 6. Aufl. 2012, Art. 3 Rn. 163.

 Uerpmann, in: Merten/Papier, Handbuch der Grundrechte in Deutschland und Europa, Band V, 12

2013, § 128 Rn. 15.
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praktisch das eine Geschlecht erheblich stärker trifft als das andere. So hielt das 

BVerfG unmissverständlich fest: 

„Art.3 Abs.2 GG bietet Schutz auch vor faktischen Benachteiligungen. Die 

Verfassungsnorm zielt auf die Angleichung der Lebensverhältnisse von Frauen 

und Männern (vgl. BVerfGE 109, 64 [89] m.w.N.; auch BVerfGE 87, 1 [42]). 

Durch die Anfügung von Satz 2 in Art.3 Abs.2 GG ist ausdrücklich klargestellt 

worden, dass sich das Gleichberechtigungsgebot auf die gesellschaftliche 

Wirklichkeit erstreckt (vgl. BVerfGE 92, 91 [109]; 109, 64 [89]). In diesem 

Bereich wird die Durchsetzung der Gleichberechtigung auch durch 

Regelungen gehindert, die zwar geschlechtsneutral formuliert sind, im 

Ergebnis aber aufgrund natürlicher Unterschiede oder der gesellschaftlichen 

Bedingungen überwiegend Frauen betreffen (vgl. BVerfGE 97, 35 [43]; 104, 

373 [393] ) . Demnach i s t es n icht entsche idend, dass e ine 

Ungleichbehandlung unmittelbar und ausdrücklich an das Geschlecht 

anknüpft. Über eine solche unmittelbare Ungleichbehandlung hinaus 

erlangen für Art.3 Abs.2 GG die unterschiedlichen Auswirkungen einer 

Regelung für Frauen und Männer ebenfalls Bedeutung.“  13

Ob eine Norm auf die Diskriminierung von Mann und Frau abzielt, ist für das BVerfG 

– das zwischen mittelbarer und faktischer Diskriminierung keinen dogmatischen 

Unterschied macht – und die h.L. also ohne Belang. Dies deckt sich mit der 

Judikatur des BVerfG zu Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG, wonach „wegen“ nicht zu restriktiv 

ausgelegt werden dürfe. Eine Norm kann also auch dann gegen Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG 

verstoßen, wenn sie „nicht auf eine nach Art. 3 Abs. 3 GG verbotene 

Ungleichbehandlung angelegt ist, sondern in erster Linie andere Ziele verfolgt“.  14

Wenn die Pferdesteuer der Gemeinde Tangstedt nicht zum Ziel hat, Frauen zu 

benachteiligen, steht dies somit einer mittelbaren Diskriminierung von Frauen 

durch die Satzungsregelung also nicht entgegen.  

Die Pferdesteuer ist eine Belastung von einigem Gewicht und trifft nicht aufgrund 

natürlicher Unterschiede, wohl aber kraft gesellschaftlicher Bedingungen ganz 

überwiegend Frauen. Das BVerfG nimmt eine geschlechtsspezifische 

 BVerfGE 113, 1 (15 f.). Dies entspricht der h.L., vgl. nur Kischel, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), 13

BeckOK GG, 30. Ed., Stand. 1.9.2016, Art. 3 Rn. 186; Osterloh/Nußberger, in: Sachs (Hrsg.), GG, 7. 
Aufl. 2014, Art. 3 Rn. 255, 260.

 BVerfGE 85, 191 (206).14
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Benachteiligung jedenfalls ohne weiteres an, wenn eine Regelung zu 75 % oder 

mehr Personen eines Geschlechts nachteilig betrifft.  Diese Schwelle ist jedenfalls 15

in Tangstedt, wo gut 90 % der Pferdehalter weiblich sind, deutlich überschritten. 

Worauf die Unterschiede zwischen Männern und Frauen beruhen, ist für die 

juristische Bewertung nicht entscheidend;  ebenso wenig kommt es darauf an, ob 16

sie veränderlich sind oder nicht.  Der Psychologe Harald Euler sieht die besondere 17

Affinität von Frauen zu Pferden als Ausdruck eines besonderen, evolutionär 

erklärbaren geschlechtsspezifischen Bindungsverhaltens, das in der Pubertät 

besonders ausgeprägt ist.  Es handelt sich dann um ein Merkmal, das durch 18

natürliche Unterschiede zumindest mitdeterminiert sein kann und unter den 

herrschenden gesellschaftlichen Bedingungen seine Ausformung findet. Diese 

pubertär geprägte Bindung an das Pferd bleibt auch im Erwachsenenalter in vielen 

Fällen erhalten, was den hohen Frauenanteil in der Reiterschaft erklärt. Warum der 

Frauenanteil unter den Reitern in Tangstedt offensichtlich noch erheblich höher 

liegt als im Bundesdurchschnitt, muss eine offene Frage bleiben, die zu 

beantworten aufgrund des festgestellten Basisbefundes auch nicht erforderlich 

erscheint. Dieser diskriminierende Charakter der Pferdesteuer wird auch dadurch 

markiert, dass in Tangstedt Pferde insbesondere als Mittel des Sports und der 

Freizeitgestaltung besteuert werden, während für Sportgeräte oder andere der 

Freizeitgestaltung dienende Tiere keine Steuern erhoben werden. Durch diesen 

weiteren Vergleichskanon unterscheidet sich die Pferdesteuer insbesondere von der 

Jagdsteuer, die ebenfalls als örtliche Aufwandsteuer erhoben wird und statistisch 

vorwiegend Männer betrifft. Es gibt jedoch keine der Jagd in irgendeiner Weise 

 BVerfGE 121, 241 (256 f.); ihm folgend Kischel, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), BeckOK GG, 30. Ed., 15

Stand 1.9.2016, Art. 3 Rn. 189.

 BVerfGE 126, 29 (53): „Durch die Anfügung von Satz 2 in Art. 3 Abs. 2 GG ist ausdrücklich 16

klargestellt worden, dass sich das Gleichberechtigungsgebot auf die gesellschaftliche Wirklichkeit 
erstreckt (vgl. BVerfGE 92, 91 [109]; 109, 64 [89]; 113, 1 [15]). In diesem Bereich wird die 
Durchsetzung der Gleichberechtigung auch durch Regelungen gehindert, die zwar geschlechtsneutral 
formuliert sind, im Ergebnis aber aufgrund natürlicher Unterschiede oder der gesellschaftlichen 
Bedingungen überwiegend Frauen betreffen (vgl. BVerfGE 97, 35 [43]; 104, 373 [393]; 113, 1 [15]).“

 A.A., soweit ersichtlich, nur Langenfeld, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommentar, Stand 17

Gesamtwerk 77. EL Juli 2016, Art. 3 Abs. 2 Rn. 43, 45 (74. EL Mai 2015).

 http://prof-harald-euler.de/litDB/uploads/1361031116.pdf.18
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entsprechende und mit ihr vergleichbare Tätigkeit, die vornehmlich von Frauen 

ausgeübt wird.  19

Diesem Befund – dass der Schutzbereich des Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG betroffen ist, 

da die betrachtete steuerliche Regelung Frauen gegenüber Männern mittelbar 

diskriminiert – könnte hier allenfalls entgegenstehen, dass sich Steuertatbestände 

einer solchen Gleichheitsprüfung schon aus strukturellen Gründen entziehen. 

Insbesondere die frühere Rechtsprechung scheint in Richtung einer aus dem 

Steuerstaatsprinzip ableitbaren grundsätzlichen Gestaltungsfreiheit des 

Normgebers bei der Schaffung von Steuertatbeständen zu deuten. Der 

Anknüpfungstatbestand der Steuer wäre dann der grundrechtlichen Prüfung im 

Grundsatz enthoben.  Auch das BVerwG scheint diesem Gestaltungsspielraum in 20

seinem Beschluss über die Nichtzulassung der Revision gegen die Entscheidung des 

VGH Kassel zu einer kommunalen Pferdesteuer in Hessen zu huldigen,  hat 21

allerdings die mögliche Betroffenheit des Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG nicht einmal 

problematisiert. Das BVerfG allerdings neigt in letzter Zeit zu einer stärker 

systematisierten Betrachtung, welche die einzelne Steuer in einen weiteren 

Kontext stellt und nicht zuletzt für eine Akzentuierung der Gleichheitsrechte Raum 

gibt.  Steuerliche Belastungen sind also demnach nur dann verfassungsgemäß, 22

wenn ihr Ziel, die Auswahl des Instruments und die Wirkung der Steuer, gemessen 

an betroffenen Freiheits- und Gleichheitsrechten, hinreichend rational begründet 

und abgewogen sind.  Für Art. 14 GG, die Eigentumsgarantie, hielt das Gericht 23

beispielsweise fest: 

„Die steuerlichen Schrankenbestimmungen des Eigentums unterliegen wie 

andere Schrankenziehungen den allgemeinen Eingriffsbegrenzungen. 

Besondere Bedeutung kommt dabei dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu 

 Im Übrigen kann auch die Verfassungsmäßigkeit der Jagdsteuer nicht von vornherein unterstellt 19

werden.

 Hierzu Tipke, DÖV 1995, 1027 (1035).20

 Es beschränkt die Prüfung einer Ungleichbehandlung nach Art. 3 Abs. 1 GG auf eine 21

Willkürkontrolle, BVerwG, Beschl. v. 18.8.2015 – 9 BN 2/15, Rn. 20 (juris).

 Vgl. Osterloh, Anforderungen an die Ausgestaltung von Steuervergünstigungen unter 22

Berücksichtigung gleichstellungsrechtlicher Vorgaben, in: Spangenberg/Wersig (Hrsg.), 
Geschlechtergerechtigkeit steuern. Perspektivenwechsel im Steuerrecht, 2013, S. 159 (162 f.), 
unter Hinweis u.a. auf BVerfGE 107, 27 ff.

 Osterloh, a.a.O., S. 163.23
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mit seinen Anforderungen an ein hinreichendes Maß an Rationalität (Eignung 

und Erforderlichkeit der Beeinträchtigung) und an Abgewogenheit beim 

Ausgleich zwischen den beteiligten individuellen Belangen und denen der 

Allgemeinheit.“  24

Nichts anderes kann für den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG gelten.  25

Auch für die Schaffung von Steuertatbeständen müssen Grundrechte wie dieses 

maßstäblich sein; andernfalls könnte sich der Gesetzgeber in Widerspruch zu Art. 1 

Abs. 3 GG, wonach die Grundrechte alle Staatsgewalt binden, von diesen lösen. 

Auch aus der sog. Voraussetzungslosigkeit der Steuer (§ 3 AO) folgt nichts anderes: 

Zwar ist die Steuer, was die Frage nach ihrer Finalität betrifft, schon „aus sich 

selbst heraus“ legitimiert;  aber beim Anknüpfungstatbestand und beim Hebesatz 26

sind grundrechtliche Wertungen zu beachten. Auch das derivative 

Steuererfindungsrecht der Gemeinde Tangstedt ist damit nicht grenzen- und 

voraussetzungslos. Es besteht vielmehr nur in den Grenzen des Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 

GG.  

2.2. Schranken / Rechtfertigung 

2.2.1. Grundsatzbetrachtungen zur möglichen Rechtfertigung 

Ungleichbehandlungen sind prinzipiell der Rechtfertigung zugänglich. Dies gilt 

selbst für Diskriminierungen im Sinne der Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG, auch wenn hier 

der Spielraum für Rechtfertigungserwägungen überaus eng ist. Es ist zu fragen, 

unter welchen Voraussetzungen die Rechtfertigung einer geschlechtsspezifischen 

mittelbaren Diskriminierung allgemein in Betracht kommt und ob diese 

Voraussetzungen im konkreten Fall erfüllt sind. 

Auch hierzu hat sich das BVerfG geäußert:  

„Selbst eine unmittelbare Benachteiligung, bei der das Geschlecht als 

Anknüpfungspunkt für eine rechtliche Ungleichbehandlung herangezogen 

 BVerfGE 115, 97 (113).24

 Vgl. dazu U. Spangenberg, Das Verbot mittelbarer Diskriminierung im Einkommensteuerrecht, in: 25

Spangenberg/Wersig (Hrsg.), Geschlechtergerechtigkeit steuern. Perspektivenwechsel im 
Steuerrecht, 2013, S. 131 (135 f.).

 Vgl. zur verfassungsrechtlichen Dimension der Voraussetzungslosigkeit der Steuer BVerfGE 55, 274 26

(298 f.).
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wird, kann in Ausnahmefällen gerechtfertigt sein. Nichts anderes gilt für die 

faktische Benachteiligung, bei der nicht an das Geschlecht angeknüpft wird, 

sondern sich die Diskriminierung aus den tatsächlichen Auswirkungen einer 

Regelung ergibt. Die Rechtfertigung einer faktischen Benachteiligung kann 

indes – ungeachtet weiterer Voraussetzungen – allenfalls dann in Betracht 

kommen, wenn die diskriminierende Regelung auf hinreichenden sachlichen 

Gründen beruht.“  27

Eindeutig umrissen ist der Rechtfertigungsstandard damit allerdings nicht. Weitere 

Judikate des BVerfG, die Aufklärung leisten könnten, sind bis dato nicht vorhanden. 

Aus den Worten „nichts anderes“ könnte man folgern, dass die mittelbare 

(indirekte) Benachteiligung nur unter denjenigen Voraussetzungen gerechtfertigt 

sein kann, die auch für die direkte Diskriminierung gelten; auf der anderen Seite 

aber lässt das Gericht, wenn auch mit dem Zusatz „allenfalls dann“, „hinreichende 

sachliche Gründe“ bereits genügen. Dementsprechend nehmen Stimmen im 

Schrifttum an, dass an die Rechtfertigung einer mittelbaren bzw. indirekten 

Diskriminierung weniger strenge Maßstäbe anzulegen sind als an diejenige einer 

direkten Diskriminierung.  28

Aufschluss könnte dem Umstand zu entnehmen sein, dass das BVerfG der oben 

zitierten Feststellung eine Berufung auf Urteile des EuGH folgen lässt. In der 

Unionsrechtsdogmatik hat die Kategorie der mittelbaren Diskriminierung seit vielen 

Jahren einen festen Stellenwert. Für die Personenverkehrsfreiheiten ist allgemein 

anerkannt, dass eine Diskriminierung nicht nur durch nach der Staatsangehörigkeit 

unterscheidende ähnlich Art. 2 Abs. 1 lit. b der Richtlinie 2006/54/EG Regelungen, 

sondern auch durch eine an einem anderen Kriterium anknüpfende Differenzierung 

verwirklicht werden kann, wenn dieses typischerweise mit der Staatsangehörigkeit 

verbunden ist.  Die Geschlechterdiskriminierung ist im Unionsrecht durch die 29

Richtlinien 2006/54/EG (für den Beschäftigungssektor) und 2004/113/EG (für die 

 BVerfGE 113, 1 (20).27

 Uerpmann, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte, Band V, 2013, § 128 Rn. 15; 28

Sachs, in: ders., Grundgesetz, Kommentar, 7. Aufl. 2014, Art. 3 Rn. 255.

 S. nur Allgaier, in: Boecken/Düwell/Diller/Hanau, Gesamtes Arbeitsrecht, 2016, Art. 45 AEUV Rn. 29

21 (zur Arbeitnehmerfreizügigkeit); Müller-Graf, in: Streinz, EUV/AEUV, Kommentar, 2. Aufl. 2012, 
Art. 49 AEUV Rn. 43, 48 (zur Niederlassungsfreiheit).
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Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen) verboten. Art. 2 lit. b der Richtlinie 

2004/113/EG definiert mittelbare Diskriminierung wie folgt: 

„[…] wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder 

Verfahren Personen, die einem Geschlecht angehören, in besonderer Weise 

gegenüber Personen des anderen Geschlechts benachteiligen können, es sei 

denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein 

rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung 

dieses Ziels angemessen und erforderlich“. 

Diese Definition findet sich in fast identischer Form auch in Art. 2 Abs. 1 lit. b der 

Richtlinie 2006/54/EG. Der beiden Bestimmungen gemeinsame zweite Halbsatz 

(„es sei denn“) findet sich in der Definition der unmittelbaren Diskriminierung (Art. 

2 lit. a bzw. Art. 2 Abs. 1 lit. a) dagegen nicht. Daraus kann geschlossen werden, 

dass – jedenfalls im Anwendungsbereich der Richtlinien – die Rechtfertigung einer 

unmittelbaren Diskriminierung ausgeschlossen sein soll, für die Rechtfertigung einer 

mittelbaren Diskriminierung hingegen noch Raum besteht. Die Angemessenheit und 

Erforderlichkeit der Benachteiligung werden in den Richtlinien im Widerspruch zur 

sonstigen unionsrechtlichen Dogmatik sowie zum deutschen Verfassungsrecht (und 

auch zum Grundansatz des AGG) als „negative“ Tatbestandsmerkmale formuliert.  30

Für das Ergebnis der rechtlichen Betrachtung ist dies jedoch ohne Belang. Im 

Einklang mit dem überkommenen und im Verfassungsrecht vorherrschenden Ansatz 

werden im Folgenden der legitime Zweck sowie die Verhältnismäßigkeit der 

Maßnahme im Lichte dieses verfolgten Zwecks unter dem Rubrum einer möglichen 

Rechtfertigung geprüft. Es bedarf m.a.W. eines rechtmäßigen Ziels als 

Rechtfertigungsgrund (Schranke) und der Verhältnismäßigkeit der Regelung 

(Geeignetheit, Erforderlichkeit) in Bezug auf die Verwirklichung dieses Ziels als 

Schranken-Schranke. 

Wie streng die Verhältnismäßigkeitsprüfung vor dem Hintergrund des Befundes 

auszufallen hat, dass immerhin eine geschlechtsspezifische Diskriminierung hinter 

der Regelung steht, kann Art. 2 lit. b bzw. Art. 2 Abs. 1 lit. b der Richtlinien – der 

durch § 3 Abs. 2 AGG umgesetzt worden ist – allerdings nicht entnommen werden. 

§§ 8-10 AGG lassen eine Benachteiligung in Bezug auf bestimmte Gründe in engem 

Umfang zu. Diese Maßstäbe lassen sich auf den hier untersuchten Fall jedoch nicht 

 Dazu Däubler, in: ders. (Hrsg.), AGG, Kommentar, 3. Aufl. 2013, § 3 Rn. 52.30
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eins zu eins übertragen, da die Erhebung einer kommunalen Pferdesteuer vom 

Anwendungsbereich des Europäischen Unionsrechts nicht erfasst ist. Somit kann 

dieses – und mit ihm die Judikate des EuGH – nur insoweit herangezogen werden, 

als es Aufschluss auf den Rechtfertigungsmaßstab bei Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG als 

einer Norm liefert, die das BVerfG ganz offenkundig als Pendant zu den 

unionsrechtlichen Diskriminierungsverboten verstehen will. Der EuGH verlangt in 

ständiger Rechtsprechung, dass die mittelbar diskriminierende Maßnahme durch 

objektive Faktoren gerechtfertigt sein muss, die nichts mit einer Diskriminierung 

aufgrund des Geschlechts zu tun haben dürfen.  In Entscheidungen aus den Jahren 31

1989 und 1990 – sie betrafen im Einklang mit den damaligen Zuständigkeiten der 

Union Arbeitnehmer – hielt der EuGH fest, dass, wenn 

„[…] die gewählten Mittel einem notwendigen Ziel [der] Sozialpolitik dienen 

und für die Erreichung dieses Ziels geeignet und erforderlich sind, so kann in 

dem bloßen Umstand, daß das Leistungssystem eine viel größere Anzahl von 

männlichen Arbeitnehmern begünstigt, keine Verletzung des Grundsatzes der 

Gleichbehandlung gesehen werden“ kann.   32

Weiter unterstreicht der EuGH: 

„Haushaltserwägungen können sozialpolitischen Entscheidungen eines 

Mitgliedstaats zwar zugrunde liegen und die Art oder das Ausmaß der 

sozialen Schutzmaßnahmen, die er treffen möchte, beeinflussen, sie stellen 

als solche jedoch kein mit dieser Politik verfolgtes Ziel dar und können daher 

eine Diskriminierung eines der Geschlechter nicht rechtfertigen.“  33

Ob diese Feststellungen in gleicher Weise für das Verfassungsrecht des Bundes 

Geltung beanspruchen, ist unklar. Die Tatsache allein, dass sich das BVerfG auf den 

EuGH beruft, reicht dafür nicht aus. Der vorliegende Sachverhalt liegt außerhalb 

des Anwendungsbereichs des Unionsrechts und auch des AGG, weshalb das 

Unionsrecht weder Anwendungsvorrang genießt noch unmitte lbar 

auslegungserheblich ist. Wenn das BVerfG aber rechtfertigende Gründe fordert, die 

 EuGH, Rs. C-343/92, Roks, Urt. v. 24.2.1994, Rn. 33; so bereits EuGH, Rs. C-33/89, Kowalska, Urt. 31

v. 27.6.1990, Rn. 16; Rs. C-229/89, Kommission/Belgien, Urt. v. 7.5.1991, Rn. 13.

 EuGH, Rs. C-229/89, Kommission/Belgien, Urt. v. 7.5.1991, Rn. 19; vgl. bereits EuGH, Rs. 171/88, 32

Rinner-Kühn, Urt. v. 13.7.1989, Rn. 14.

 EuGH, Rs. C-343/92, Roks, Urt. v. 24.2.1994, Rn. 35.33
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von hinreichendem Gewicht sind, um die mittelbare Diskriminierung legitimieren zu 

können, lassen sich der EuGH-Judikatur zumindest Anhaltspunkte dafür entnehmen, 

welchen Gründen dieses Gewicht möglicherweise schon per se nicht zukommt oder 

wie gewichtig sie, um im Einzelfall das grundsätzliche Verbot der 

Geschlechtsdiskriminierung durchbrechen zu können.  Aus der EuGH-Judikatur in 34

Verbindung mit den Aussagen des BVerfG kann jedenfalls gefolgert werden, dass 

Rechtsakte, die zu einer sozialen Benachteiligung von Personen eines Geschlechts – 

meist Frauen – führen, grundsätzlich nur durch gewichtige sozialstaatlich radizierte 

Belange legitimiert werden können. Die zur Rechtfertigung herangezogenen 

Rechtsgüter brauchen bei mittelbarer Diskriminierung für sich genommen keinen 

Verfassungsrang zu haben, sie müssen aber gewichtiger als bloße „vernünftige 

Gemeinwohlgründe sein.  35

2.2.2. Spezifische Maßstäbe im Steuerrecht? 

Inwieweit dieser Maßstab möglicherweise durch die besonderen Bedingungen des 

Steuerrechts modifiziert wird, bedarf vertiefter Prüfung. Für diese Untersuchung 

soll davon ausgegangen werden, dass die Tangstedter Pferdesteuer – auch wenn 

dies im Schrifttum in Zweifel gezogen wird  – die Merkmale einer kommunalen 36

Aufwandsteuer erfüllt. Art. 105 Abs. 2a S. 1 GG ermächtigt die Länder, kommunale 

Verbrauch- und Aufwandsteuern unter der Voraussetzung vorzusehen, dass sie 

bundesgesetzlichen Steuern nicht gleichartig sind. Diese Befugnis hat das Land 

Schleswig-Holstein durch § 3 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) teilweise an die 

Kommunen weitergereicht. In Absatz 1 der Bestimmung ist festgelegt: 

„Die Gemeinden und Kreise können vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5 örtliche 

Verbrauch- und Aufwandsteuern erheben, soweit sie nicht dem Land 

vorbehalten sind. Eine gemeinsame Erhebung von Steuern oder eine 

Beteiligung an ihrem Aufkommen ist ausgeschlossen. Das Aufkommen 

einzelner Steuern darf nicht bestimmten Zwecken vorbehalten werden.“ 

 Vgl. auch Ebsen, RdA 1993, 11 (14).34

 I.E. ebenso die wohl h.M.; vgl. nur Osterloh/Nußberger, in: Sachs, Grundgesetz, Kommentar, 7. 35

Aufl. 2014, Art. 3 Rn. 255; Heidorn, BucLJ 2012, 20 (24 f.).

 Dietlein/Peters, LKV 2013, 1 (2 ff.).36
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Damit hat die Gemeinde Tangstedt eine – wenn auch derivative – Zuständigkeit für 

die Erhebung kommunaler Aufwand- und Verbrauchsteuern. Es ist zu prüfen, ob und 

unter welchen Voraussetzungen bereits diese Befugnis zur Schaffung einer 

steuerlichen Einnahmequelle eine Benachteiligung von Frauen rechtfertigen kann. 

Ob Kompetenzzuweisungen für sich genommen ausreichen, Eingriffe in Grundrechte 

inhaltlich zu rechtfertigen, ist zweifelhaft. Soweit das BVerfG in Einzelfällen aus 

Kompetenzbestimmungen dennoch Grundrechtsschranken abgeleitet hat, ging es 

stets um besondere Rechtsgüter, die Gegenstand dieser Kompetenzen waren – wie 

das privatrechtliche Versicherungswesen  oder die Nutzung der Kernenergie zu 37

friedlichen Zwecken.  Ob das BVerfG an dieser im Schrifttum zu Recht kritisierten 38

Linie  heute noch festhält, ist unklar; jedenfalls hat es seit mindestens 30 Jahren 39

keinen Grundrechtseingriff mehr explizit mit Kompetenznormen legitimiert. Was 

speziell Art. 105 Abs. 2a GG betrifft, umreißt die Bestimmung kein Schutzgut, das 

verfassungsrechtliche Dignität in Anspruch nehmen könnte: Die Norm gilt abstrakt 

für Aufwandsteuern, ohne ihre Gegenstände zu umreißen, und sie erklärt sie auch 

nicht zur kommunalen domaine réservé (was aus dem Passus „soweit sie nicht 

bundesgesetzlich geregelten Steuern gleichartig sind“ gefolgert werden kann). 

Gleichwohl scheinen Rechtsprechung und Lehre zwar nicht die einzelnen 

Steuergesetzgebungskompetenzen, aber den steuerstaatlichen Belang, Einnahmen 

zu generieren, als legitimes Ziel, das Grundrechtseingriffe rechtfertigen kann, 

ausreichen zu lassen. Mit Blick auf diese fiskalische Zielrichtung wird eine Steuer 

traditionell für fast immer geeignet und erforderlich – aber nicht unbedingt auch im 

engeren Sinne verhältnismäßig – erachtet.  Im Grundsatz wird man dem 40

beipflichten können, da die Steuer ihrem Wesen gemäß einer darüber 

hinausgehenden Finalität avers ist. Im Falle kommunaler Aufwandsteuern könnte 

bestärkend die Garantie der kommunalen Selbstverwaltung hinzutreten. Allerdings 

 BVerfGE 41, 205 (223 ff.).37

 „[…] daß auch aus Kompetenzvorschriften der Verfassung eine grundsätzliche Anerkennung und 38

Billigung des darin behandelten Gegenstandes durch die Verfassung selbst folgt und daß dessen 
Verfassungsmäßigkeit nicht aufgrund anderer Verfassungsbestimmungen grundsätzlich in Frage 
gestellt werden könnte.“ (BVerfGE 53, 30 [56]).

 Etwa Jarass, in: ders./Pieroth, Grundgesetz, Kommentar, 14. Aufl. 2016, Vorb. vor. Art. 1 Rn. 49.39

 Vgl. etwa Papier, Die finanzrechtlichen Gesetzesvorbehalte und das grundgesetzliche 40

Demokratieprinzip, 1973, S. 77; vgl. auch Waldhoff, JuS 2016, 382 (384), sowie – krit. – Frenz, GewA 
2006, 282 (282 ff.).
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ist das derivative, einfachgesetzliche Steuer(er)findungsrecht aus § 3 Abs. 1 S. 1 

KAG von der bundesverfassungsrechtlichen Garantie der kommunalen 

Selbstverwaltung nicht zwingend umschlossen. Art. 28 Abs. 2 S. 3 GG verfügt dazu: 

„Die Gewährleistung der Selbstverwaltung umfaßt auch die Grundlagen der 

finanziellen Eigenverantwortung; zu diesen Grundlagen gehört eine den 

Gemeinden mit Hebesatzrecht zustehende wirtschaftskraftbezogene 

Steuerquelle.“ 

Mit dieser Bestimmung wird den Gemeinden nur die Hebesatzhoheit für eine 

Steuerquelle garantiert, nicht aber die Festlegung der Steuerquelle selbst, die auch 

Landesgesetzen vorbehalten sein darf.  Das Recht, eine Pferdesteuer einzuführen, 41

hat also für sich genommen keinen Verfassungsrang. Gleichwohl hat der 

Landesgesetzgeber entschieden, Art. 28 Abs. 2 S. 3 GG – jedenfalls auch – in der 

Weise auszugestalten, dass ihnen im Rahmen des § 3 KAG ein begrenztes 

Steuererfindungsrecht eingeräumt wird. 

Im Lichte des (durch Art. 28 Abs. 2 GG bestärkten) legitimen Zieles, Einnahmen zu 

erzielen und das kommunale Haushaltsdefizit zu verringern, muss eine erhobene 

Steuer jedoch auch verhältnismäßig sein – also geeignet, erforderlich und das 

Verhältnis von Zweck und Mittel wahrend. Im Schrifttum wird teils eine strenge 

Prüfung für geboten gehalten: 

„Fiskalische Erwägungen dürften nur bei geringem Anteil an Betroffenen und 

geringer Intensität der Benachteiligung zur Rechtfertigung ausreichen.“  42

Jedenfalls kann eine Steuer, die nicht nur in das lediglich durch Art. 2 Abs. 1 GG 

geschützte Vermögen eingreift, sondern auch in andere Grundrechte, wie hier Art. 

3 Abs. 2 GG, nicht „automatisch“ für geeignet und erforderlich erachtet werden, 

wenn das Spezialgrundrecht nicht leerlaufen soll. Hierzu bemerkt Frenz: 

„Kann durch Steuern die Freiheitssphäre des Bürgers ebenso intensiv wie 

durch Verhaltensgebote beeinträchtigt werden, muss der Schutz ihnen 

gegenüber ebenso intensiv sein. Verhaltensgebote werden aber nicht nur in 

Relation zu der gegebenen Verhaltenssteuerung als solcher gesetzt, sondern 

 Löwer, in: von Münch/Kunig, 6. Aufl. 2012, Art. 28 Rn. 105; Gern, Deutsches Kommunalrecht, 3. 41

Aufl. 2003, Rn. 1040; s. auch BVerwGE 96, 272 (280): „kein originäres Steuererfindungsrecht“; 
Pieroth, in; Jarass/Pieroth, Grundgesetz, Kommentar, 14. Aufl. 2016, Art. 28 Rn. 28.

 Heidorn, BucLJ 2012, 20 (25).42



  15

auch auf ihre Vereinbarkeit im Hinblick auf einen konkreten Zweck geprüft. 

Daher sind auch Steuern nicht automatisch bereits dann verhältnismäßig, 

wenn sie lediglich zu Finanzierungszwecken erhoben werden: Dann wäre die 

Verhältnismäßigkeitsprüfung als das effektivste Schutzinstrumentarium der 

Freiheitssicherung ohne praktische Bedeutung.“  43

Erforderlich ist also jedenfalls dann, wenn neben Art. 2 Abs. 1 GG andere 

Grundrechte du rch d ie S teuer be t ro f fen werden , e ine s t renge 

Verhältnismäßigkeitsprüfung: Vermag der Finanzierungszweck der steuerlichen 

Regelung schwer genug wiegen, um im vorliegenden Fall die der Steuer inhärente 

geschlechtsspezifische Ungleichbehandlung zu legitimieren. 

Bereits an der Eignung könnte hier gezweifelt werden, zumindest aber an der 

Kohärenz oder Folgerichtigkeit der Regelung: Die Pferdesteuer ist eine sog. 

Bagatellsteuer, bei welcher ein erheblicher Teil der Erträge durch 

Verwaltungsaufwand wieder geschluckt wird.  Um das Haushaltsdefizit 44

nennenswert zu verringern, müsste die Pferdesteuer also recht hoch angesetzt 

werden, was wiederum ihren Steuersatz in die Gefahr der Unverhältnismäßigkeit 

beringt. Zweitens: Sollte die Pferdesteuer in Tangstedt eingeführt werden, ist nicht 

unwahrscheinlich, dass – insbesondere bei hoch angesetztem Steuersatz – ein 

erheblicher Teil der Reiterinnen mit ihren Pferden in umliegende Gemeinden 

abwandert, mit der Folge, dass nicht nur keine Pferdesteuer generiert wird, 

sondern im Gegenteil sogar von den Reithöfen gezahlte Gewerbesteuer wegbricht. 

Allerdings lässt sich die Stärke dieses Effekts nur schwer prognostizieren, so dass ex 

ante verlässliche Aussagen über die Kohärenz oder Eignung der Regelung nicht mit 

ausreichender Verlässlichkeit getroffen werden können. 

Schwer wiegen die Bedenken gegen die Erforderlichkeit der Regelung. Wie bereits 

weiter oben festgehalten, zieht die mittelbare Diskriminierung eine strenge 

Verhältnismäßigkeitsprüfung nach sich. Praktisch bedeutet dies also nicht nur, dass 

eine alternative Steuer, die ohne mittelbare Diskriminierung auskommt und 

Steuererträge in ähnlichem Umfang verspricht, Vorrang vor einer diskriminierenden 

Steuer genießt; die Gemeinde muss dazu auch in eine vergleichende Prüfung aller 

 Frenz, GewA 2006, 282 (284).43

 http://www.wiwo.de/finanzen/steuern-recht/schaumwein-alkopops-pferde-bagatellsteuern-44

schaden-viel-und-bringen-wenig-ein-/13612318.html.
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Alternativen und Varianten eintreten und darf sich nicht politisch auf die 

diskriminierende Pferdesteuer festlegen. Dass die Gemeinde jemals ernstlich nach 

einer im Sinne des Diskriminierungsverbots milderen, aber gleich geeigneten Steuer 

gesucht hätte, ist nicht ersichtlich. Von der Reiterschaft unterbreitete Vorschläge 

wurden nicht ernsthaft in Betracht gezogen. Darauf deuten auch Äußerungen des 

Vorsitzenden des Finanzausschusses der Gemeinde Tangstedt, Christoph Haesler, 

zugleich Vorsitzender der SPD-Fraktion, im NDR:  45

„Ich bin für diese Steuer, weil ich denke, dass auch die Pferdehalter, die 

auch bei uns das tolle Tangstedt genießen und die tollen Reitbedingungen 

genießen, […] in der Lage sind und auch sollten, sich an der Finanzlage der 

Gemeinde zu beteiligen, weil nämlich ganz viele dieser Reiter nicht aus 

Tangstedt kommen, sondern aus den umliegenden Bereichen und aber auch 

trotzdem unsere Infrastruktur und unser schönes grünes Tangstedt nutzen für 

ihre Reitfreizeiten." 

Es ist Gemeinden grundsätzlich unbenommen, örtlichen Aufwand auch in Fällen zu 

besteuern, wo dieser vornehmlich und typischerweise von Gemeindefremden 

getragen wird, wie etwa bei der Zweitwohnungsteuer.  Die zitierte Äußerung 46

macht jedoch deutlich, dass es den Initiatoren der Pferdesteuer offenkundig darum 

ging, eine Aufwandsteuer zu entwickeln, welche die Tangstedter Bürger möglichst 

wenig und Gebietsfremde möglichst stark belastet. Art. 105 Abs. 2a GG knüpft 

jedoch nicht an die Herkunft eines Steuerpflichtigen an, sondern nur an die 

örtliche Radizierung des Aufwands; es handelt sich somit um eine sachfremde (und 

auch im Lichte des Art. 3 Abs. 1 GG bedenkliche) Erwägung. Umso weniger kann 

sich die Gemeinde auf das Ziel berufen, Gebietsfremde vorrangig zu belasten, um 

Alternativen zur Pferdesteuer auszuschließen, die nicht, wie diese, Personen 

weiblichen Geschlechts einseitig belasten.  

Die Pferdesteuer ist nach alledem – wenn sie allein am Einnahmenerzielungsbelang 

gemessen wird – ein nicht erforderlicher und demnach nicht gerechtfertigter 

Eingriff in das Diskriminierungsverbot des Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG. Es kann 

dahinstehen, ob dies anders beurteilt werden müsste, wenn das Recht der 

Gemeinde Tangstedt auf kommunale Selbstverwaltung ernstlich bedroht wäre und 

 NDR 1, Welle Nord, „Zur Sache“, 6.11.2016, 18:05 h.45

 BVerfGE 114, 316 (334).46



  17

keine Zeit für die Suche nach Alternativen bestünde. Dass die Kommune ein 

Haushaltsdefizit aufweist, ist noch keine die Selbstverwaltung in Frage stehende 

extreme Haushaltsnotlage,  und auch staatliche Zwangsmaßnahmen stehen nicht 47

bevor. Auch hat der Bürgermeister laut Presseberichten eingeräumt, dass 

Einsparungspotenzial nach wie vor bestehe.  48

2.2.2.2. Rechtfertigung durch spezifische Sachgründe bzw. Lenkungszwecke 

Die Pferdesteuer könnte – ähnlich der Hundesteuer, die ebenfalls als kommunale 

Aufwandsteuer gilt – allerdings im Lichte mit der Reiterei und/oder Pferdehaltung 

verbundener spezifischer Sachgründe gerechtfertigt sein, die ihr dann einen 

lenkenden Charakter verleihen. So wird die Erhebung von Hundesteuern auch mit 

dem Ziel begründet, die Zahl der Hunde zu begrenzen und Lärmemissionen sowie 

die Verkotung der Wege zu begrenzen.  Solche Erwägungen lassen sich auf Pferde, 49

jedenfalls unter den in Tangstedt herrschenden Bedingungen, nicht übertragen. 

Schon weil Pferde Boxenplätze benötigen, die in begrenzter Zahl zur Verfügung 

stehen, kann ihre Zahl nicht unkontrolliert zunehmen. Auch Pferde können 

bekanntlich Wege verkoten; allerdings wird nur ein kleiner Teil der Pferde für 

Ausritte genutzt, die auch nicht auf öffentlichen Wegen stattfinden – die Gemeinde 

unterhält gar keine Reitwege –, sondern auf privatem Grund. Verschmutzungen 

entstehen in der Regel nur, wenn eine öffentliche Straße gekreuzt wird, und damit 

selten. Sie gehen vorwiegend von gewerblichen Nutzpferden aus, welche die 

öffentlichen Wege zu benutzen pflegen; diese aber sind vom Steuertatbestand 

ausgenommen. Im Ergebnis kann die Gemeinde die Steuererhebung also nicht mit 

der Verschmutzung von Wegen durch Pferde und dem Aufwand für ihre Beseitigung 

begründen. Es ist auch zweifelhaft, ob sie Abgabe dann noch den Erfordernissen des 

§ 3 AO entsprechen würde: Die Lenkungsfunktion darf bei Steuern nie Hauptzweck 

sein. 

 Vgl. zur extremen Haushaltsnotlage auch Duve, DÖV 2008, 22 (24).47

 „Will Tangstedts Politik eine Pferdesteuer?“, Artikel von C. Blume, S. 8 (9).48

 Vgl. OVG NW, Urt. v. 27.4.1977 – II A 1394/75: kein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG durch 49

kommunale Besteuerung von Hunden, aber nicht von Pferden. Vgl. auch BVerwG, Beschl. v. 
12.1.1978 – 7 B 73/77, NJW 1978, 1870.
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Als möglicher Rechtfertigungsgrund kommt schließlich noch in Betracht, dass die 

Anlage von Reitwegen Aufwand verursacht bzw. dass die Wege durch Pferde 

beschädigt und regelmäßig instandgesetzt werden müssen. In ähnlicher Weise 

hatten sich Vertreter der Gemeinde auch geäußert.  Allerdings existieren, soweit 50

ersichtlich, gar keine kommunalen Reitwege (mehr). Selbst wenn diese vorhanden 

wären, ist § 30 Abs. 1 LNatSchG SH zu beachten, aus dem sich ergibt, dass die 

Benutzung öffentlicher Wege unentgeltlicher Gemeingebrauch ist. Von dieser 

Aussage umfasst sind nach dem Normzusammenhang zumindest auch kommunale 

Reitwege (§ 30 Abs. 4 LNatSchG). Selbst wenn man dies anders sehen wollte – es 

fehlt in Schleswig-Holstein jedenfalls an einer normativen Grundlage für die 

Erhebung von Reitwegegebühren. Darf dort also – anders als in einzelnen anderen 

Bundesländern  – keine Gebühr erhoben werden darf, würde die Erhebung einer 51

Steuer zur Deckung der mit den Reitwegen verbundenen Kosten diese legislative 

Grundentscheidung umgehen. Die Deckung der Reitwegekosten ist nach alledem 

kein legitimes Ziel, das die Erhebung einer Pferdesteuer rechtfertigt. 

Das gleiche Ergebnis folgt aus § 3 Abs. 1 S. 3 KAG. Danach darf das Aufkommen aus 

kommunalen Aufwand- und Verbrauchsteuern nicht bestimmten Zwecken 

vorbehalten werden. Sollte die Gemeinde also beabsichtigen, die Erträge aus der 

Steuer spezifisch für die (Reitwege-)Infrastruktur zu verwenden, würde es auch 

nach Kommunalabgabenrecht an einem legitimen Zweck der Steuererhebung 

fehlen. 

3. Verfassungswidrigkeit wegen Verstoßes gegen Landesverfassungsrecht? 

Die Tangstedter Pferdesteuer könnte darüber hinaus mit Art. 13 Abs. 3 der 

Schleswig-Holsteinischen Landesverfassung (LVerf SH) unvereinbar sein. Art. 13 der 

Verfassung („Schutz und Förderung der Kultur“) lautet wie folgt: 

„(1) Das Land schützt und fördert Kunst und Wissenschaft, Forschung und 

Lehre. 

(2) Das Land schützt und fördert die Pflege der niederdeutschen Sprache. 

 http://www.ndr.de/fernsehen/sendungen/schleswig-holstein_magazin/Schleswig-Holstein-50

Magazin,sendung525972.html („Mit dem eingenommenen Geld soll etwa die Pflege der Reitwege 
bezahlt werden.“).

 Wie Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen.51
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(3) Die Förderung der Kultur einschließl ich des Sports, der 

Erwachsenenbildung, des Büchereiwesens und der Volkshochschulen ist 

Aufgabe des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände.“ 

Zu klären ist zunächst, ob es sich bei Art. 13 Abs. 3 LVerf SH um eine 

Kompetenznorm oder eine materiell-rechtliche Vorgabe in Gestalt eines Staatsziels 

handelt, und sodann – wenn Letzteres bejaht wird –, ob das Staatsziel bereits 

dadurch verletzt ist, dass die Gemeinde Tangstedt eine Sportart (den Reitsport) 

durch Erhebung einer Steuer belastet und seine Ausübung damit letztlich 

erschwert. 

3.1. Rechtsnatur des § 13 Abs. 3 LVerf SH 

Die Norm gibt vor, dass die Förderung der Kultur einschließlich des Sports 

„Aufgabe“ des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände ist, und hebt sich 

damit in Wortlaut und Duktus von den ersten beiden Absätzen ab. Während diese 

ganz klar als Staatsziele ausgestaltet sind („schützt und fördert“), könnte Absatz 3 

auch als Befugnisnorm gedeutet werden. Auch im Vergleich mit Art. 62a der 

Hessischen Verfassung, an welcher der Hessische VGH eine kommunale 

Pferdesteuer maß, 

„Der Sport genießt den Schutz und die Pflege des Staates, der Gemeinden 

und Gemeindeverbände.“ 

nimmt sich Art. 13 Abs. 3 LVerf SH zurückhaltend aus. Die Antwort muss sich daran 

ausrichten, welchen Sinn die Bestimmung hätte, wenn sie als bloße 

Aufgabenzuweisungsnorm gedeutet würde. Art. 13 Abs. 3 LVerf SH verteilt die 

Aufgabe der Kultur- und damit der Sportförderung nicht, sondern weist sie Land 

und Kommunen gleichermaßen zu – ebenso wie übrigens Art. 62a HessVerf. 

Demgegenüber sind Schutz und Förderung der Wissenschaft und der 

niederdeutschen Sprache nach dem Wortlaut des Art. 13 Abs. 1, 2 LVerf SH nur dem 

Land aufgegeben. Mit dieser Unterscheidung wird offenkundig nur an vorgefundene 

Zuständigkeitsbereiche angeknüpft – Kommunen unterhalten nun einmal keine 

Universitäten, wohl aber, wie das Land selbst, Sportstätten, Bibliotheken und 

Museen –; eine positive Zuständigkeitsabgrenzung ist jedoch nicht intendiert. Vor 

diesem Hintergrund kann Art. 13 Abs. 3 LVerf SH nicht primär als Befugnisnorm 
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verstanden werden, sondern stellt eine Aufgabennorm und damit ein Staatsziel  52

dar: Im Rahmen ihrer jeweiligen gesetzlichen Befugnisse haben das Land, die 

Gemeinden und Gemeindeverbände die Kultur zu fördern. Während Art. 62a 

HessVerf die Förderung des Sports zum eigenständigen Staatsziel erhebt, wird der 

Sport in Schleswig-Holstein nur als Subkategorie der Kultur geführt – was aber 

nichts daran ändert, dass seine Förderung als Staatsziel für Gemeinden verbindlich 

ist. 

3.2. Verletzung des Staatsziels Sportförderung 

Staatsziele sind verfassungsrechtliche Richtungsvorgaben.  Für ihre Einhaltung 53

oder Nichteinhaltung ist nicht entscheidend, dass ein bestimmtes Ergebnis oder ein 

Zustand erreicht wird, sondern ob sich der Staat bzw. die Kommunen bei ihren 

Entscheidungen von einem Staatsziel leiten lassen oder nicht. Das ernsthafte 

Bemühen, im Rahmen der tatsächlichen Handlungsmöglichkeiten ein Ziel zu 

verwirklichen, reicht aus; verletzt ist es bei Missachtung oder zu seiner 

Verwirklichung evident unzureichenden Maßnahmen. 

Art. 13 Abs. 3 LVerf SH ist ein Staatsziel, bei dessen Erfüllung Land und Kommunen 

eine weite, aber nicht unbegrenzte Einschätzungs- und Gestaltungsprärogative 

haben. Der VGH Kassel hat sich zu Art. 62a HessVerf geäußert, dem 

„Staatsziel des Schutzes und der Pflege des Sports durch den Staat, die 

Gemeinden und Gemeindeverbände. Dieses wird dadurch, dass mit der 

Pferdesteuer auch Pferde erfasst werden, mit denen Pferdesport betrieben 

wird, nicht berührt. Durch den allgemeinen verfassungsrechtlichen Auftrag 

zu Schutz und Pflege des Sports kann weder ein Anspruch auf eine konkrete 

sportfördernde Maßnahme noch ein Abwehrrecht gegen allgemeine staatliche 

Maßnahmen begründet werden, die unter anderem auch sportliche 

Akt i v i tä ten bet re f fen , w ie e twa Abgaben oder a l l gemeine 

Ordnungsmaßnahmen. Wie die verschiedenen staatlichen Ebenen dem 

Auftrag des Schutzes und der Pflege des Sports nachkommen, steht im 

 So auch Bull, JöR 51 (2003), 489 (504).52

 Hierzu Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 6 Rn. 9 ff.53
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weiten Ermessen der nach der staatlichen Kompetenzverteilung zuständigen 

Organe […].“  54

Dem VGH hält dies allerdings recht apodiktisch so fest  und nimmt ohne weitere 55

Begründung der Sache nach an, dass das „weite Ermessen“ durch eine steuerliche 

Belastung der Pferdehalterinnen und -halter nicht überschritten werde. Man wird 

dem zumindest in dem Punkte zustimmen können, dass das Schutzziel noch nicht 

allein deshalb verfehlt ist, weil parallel zueinander begünstigende und belastende 

Maßnahmen ergriffen werden, zwischen denen Interferenzen bestehen.  Das 56

BVerwG nahm in seiner Nichtzulassungsbeschwerde hierzu mangels Zuständigkeit 

für nicht revisibles Landesrecht nicht Stellung, wohl aber zur Widerspruchsfreiheit 

der Rechtsordnung, die es für nicht verletzt ansah, wenn eine durch andere 

Vorschriften geförderte Tätigkeit zugleich steuerlich belastet werde.  57

Die Position des VGH Kassel kann so im Ergebnis nicht überzeugen. Dabei kann hier 

dahinstehen, ob die Normierung von Staatszielen rechtspolitisch überhaupt ein 

begrüßenswerter Weg ist oder nicht.  Hat sich der Verfassungsgeber aber 58

entschieden, ein Staatsziel in der Verfassung zu verankert, kann es nicht nur als 

Dekor begriffen werden, sondern entfaltet als Verfassungsbestimmung normative 

Wirkung. Eine Verfassungsnorm zur Förderung des Sports liefe leer, wenn ihr schon 

dadurch genügt wäre, dass irgendeine Körperschaft innerhalb des Geltungsbereichs 

der Verfassung irgendwelche Maßnahme ergreift, welche die Ausübung bestimmter 

Sportarten nicht erschwert. Erforderlich erscheint jedoch, damit das Staatsziel 

nicht leerläuft und zum bloßen Verfassungsornament wird, ein „positiver 

Grundansatz“:  Aus dem Wortlaut des Art. 13 Abs. 3 LVerf SH (Förderung […] des 59

 VGH Kassel, Beschl. v. 8.12.2014 – 5 C 2008/13.N, Rn. 87 (juris).54

 Ihm folgend, aber ebenso apodiktisch, E. König/A. Zimmermann, ZKF 2015. 103 (105). Insgesamt 55

befürwortend auch Rauscher/Rauber, KStZ 2011, 161 ff., und N. Meier, KStZ 2010, 221 ff., jedoch 
ohne jeden Rekurs auf Diskriminierungs- oder Sportförderungsfragen. 

 Den staatlichen Organen kommt ein weitreichender Beurteilungs- und Gestaltungsspielraum zu, 56

Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 6 Rn. 14.

 BVerfG, Beschl. v. 18.8.2015, NVwZ 2016, 620 (Rn. 14).57

 Kritisch etwa Graf Vitzthum, VBlBW 1991, 404 (413).58

 S. die Definition der Staatszielbestimmung durch die Sachverständigenkommission 59

„Staatszielbestimmungen/Gesetzgebungsaufträge“ vom 6.9.1983, Rn. 7: „Staatszielbestimmungen 
sind Verfassungsnormen mit rechtlich bindender Wirkung, die der Staatstätigkeit die fortdauernde 
Beachtung oder Erfüllung bestimmter Aufgaben – sachlich umschriebener Ziele – 
vorschreibt.“ (letztere Hervorhebung nicht im Original).
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Sports) folgt bereits, dass der Sport nicht ausschließlich belastet werden darf, 

fördernde Maßnahmen müssen Belastungen wenigstens die Waage halten. Dies gilt 

im Lichte des allgemeinen Gleichheitssatzes auch für einzelne Sportarten. Zwar 

besteht keine Pflicht, jedweden Sport zu unterstützen. Belastet die Gemeinde aber 

eine Sportart, weil sie meint, auf die Steuereinkünfte angewiesen zu sein, und 

erkennt sie damit die Ausübung dieses Sports im Gemeindegebiet als Faktum an, 

muss sie an anderer Stelle auch fördernd für diesen Sport tätig werden. Dass die 

Gemeinde Tangstedt dies in ausreichendem Maße getan hat, muss bezweifelt 

werden. Das Vorhandensein einer ländlichen Umgebung allein genügt jedenfalls 

nicht. Ebenso wenig kann die Gemeinde auf allfällige Fördermaßnahmen des 

Landes verweisen, da jede Körperschaft für sich genommen an das Fördergebot aus 

Art. 13 Abs. 3 der Landesverfassung gebunden ist.  Art. 13 Abs. 3 LVerf SH bildet 60

einen Abwägungsgesichtspunkt.  Wie fast jede Verfassungsbestimmung können 61

auch Staatsziele durch kollidierende Verfassungsgüter beschränkt werden und 

müssen dann unter Umständen hinter sie zurücktreten. Gegenüber dem fiskalischen 

Interesse der Gemeinde an Einnahmenerzielung sind Sport und Kultur nicht 

sakrosankt (ansonsten müsste zu jedem Museum freier Eintritt bestehen); aber das 

Sportförderungsziel würde leerlaufen, wenn die Gemeinde es wegen eines 

Finanzbedarfs, so dringlich er auch sei, nicht mehr zu beachten hätte.  Dies 62

bestätigt den Befund, dass Art. 13 Abs. 3 LVerf SH Belastungen eines Sports auch im 

Ergebnis der gebotenen Abwägung nur in dem Maße zulässt, als sie durch 

Vergünstigungen an anderer Stelle nicht ausgeglichen, aber doch aufgewogen 

werden.  

Unterstützt wird das hier gefundene Ergebnis durch die Entscheidung des VGH 

M ü n c h e n a u s d e m J a h r 1 9 8 2 , m i t d e m d i e Ve r s a g u n g d e r 

kommunalaufs ichts recht l i chen Genehmigung für e ine kommunale 

Pferdesteuersatzung für rechtens erklärt wurde.  Das Staatsziel des Art. 140 Abs. 3 63

(„Das kulturelle Leben und der Sport sind von Staat und Gemeinde zu fördern.“) 

 Vgl. Helle-Meyer, in: Caspar/Ewer/Nolte/Waack (Hrsg.), Verfassung des Landes Schleswig-60

Holstein, Kommentar, 2006, Art. 9 Rn. 30. Die kommentierte Vorschrift entspricht dem heutigen Art. 
13 Abs. 3.

 Helle-Meyer, in: Caspar/Ewer/Nolte/Waack (Hrsg.), Verfassung des Landes Schleswig-Holstein, 61

Kommentar, 2006, Art. 9 Rn. 36.

 Wohl noch weiter gehend Dietlein/Peters, LKV 2013, 1 (6).62

 VGH München, Urt. v. 17.2.1982 – 100 IV/77, NVwZ 1983, 758.63
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existierte zum damaligen Zeitpunkt noch nicht; es wurde erst durch Gesetz vom 

20.2.1998 eingefügt.  Gleichwohl hielt der VGH München schon 1982 fest, „[…] daß 64

die Erhaltung und Weiterentwicklung des Reitsports und die damit vielfach 

verbundenen Einkommensverbesserungen der Landwirtschaft einen öffentlichen 

Be lang dar s te l len , des sen Bee int rächt igung e ine Ver sagung der 

S a t z u n g s g e n e h m i g u n g r e c h t f e r t i g t . “  D e m b a y e r i s c h e n 65

Landesentwicklungsprogramm entnahm der VGH, „daß dem Reitsport und seiner 

Weiterentwicklung unter dem Gesichtspunkt des Ausgleichssports und im Hinblick 

auf Einkommensverbesserungen der Landwirtschaft Gewicht beigemessen wird.“ 

Entsprechend dem Landesentwicklungsprogramm, das auch die gesonderte Anlage 

von Reitwegen als Ziel formuliert, erfahre der Reitsport in Bayern landesrechtliche 

Förderung.  Und weiter: „Daß der Reitsport im Vergleich zu anderen Belangen 66

keine ‚besondere Betonung‘ erfahren hat, ist […] in diesem Zusammenhang 

unschädlich.“  Die Besteuerung würde der Ausübung des Reitsports und seiner 67

weiteren Verbreitung tendenziell entgegenwirken. Zwar hält auch der VGH 

München eine Besteuerung von nach Landesrecht für förderungswürdig eingestuften 

Tätigkeiten nicht für ausgeschlossen. „Das hindert den Staat aber nicht, im 

Verhältnis zu den Kommunen darauf zu achten, daß nicht durch kommunale Steuern 

den Zielen entgegengewirkt wird, denen er Vorrang einräumt.“  68

Folgt dieses Ergebnis schon aus der Verankerung des Sports als förderungswürdig im 

Landesentwicklungsprogramm, muss es erst recht Bestand haben, wenn die 

Sportförderung – wie in Bayern sechs Jahre später – als Staatsziel in der 

Landesverfassung festgeschrieben wird. Insofern fragt sich, ob und inwieweit der 

Befund des VGH München auf Schleswig-Holstein übertragbar ist.  Art. 13 Abs. 3 69

LVerf SH ist, insofern als er alle staatlichen Ebenen gleichermaßen anspricht, dabei 

auch als eine Art Frustrationsverbot zu lesen: Eine Gemeinde darf – wie erwähnt – 

für sich genommen einen Sport nicht einseitig belasten, sie darf aber auch durch 

 GVBl. 1998, S. 38.64

 VGH München, NVwZ 1983, 758 (759).65

 VGH München, a.a.O., S. 760.66

 Ebd.67

 Ebd.68

 Zu dieser Frage etwa (für NRW) Merl, der gemeindehaushalt 1996, 164 (165).69



  24

Belastungen Fördermaßnahmen, die andere staatliche Akteure in Erfüllung des 

Staatsziels ergriffen haben, nicht entwerten oder konterkarieren. Insoweit weist 

Schleswig-Holstein größere Parallelen mit dem Bayern des Jahres 1982 als mit dem 

gegenwärtigen Hessen auf. Im aktuellen hessischen Landesentwicklungsplan (2000) 

sind Reitsport und Reitwege, geschweige denn der Sport an sich, mit keinem Wort 

erwähnt.  Hingegen finden sich im Landesentwicklungsplan Schleswig-Holsteins 70

von 2010, der die Leitlinien für die räumliche Entwicklung bis 2025 festsetzt,  71

neben einem allgemeinen Bekenntnis zu Bedeutung und Förderung des Sports (4.6., 

Abs. 3 G) auch eine mit dem früheren bayerischen Landesentwicklungsprogramm 

übereinstimmende Aussage (3.7.3, Abs. 11 G): 

„Zur Erholung der Menschen in der Natur soll das Rad- und Reitwegenetz 

weiter ausgebaut werden.“ 

Zusammengenommen sind diese Aussagen zwar weniger konkret als diejenigen des 

bayerischen Landesentwicklungsprogramms von 1976; aber ihre Aussage wird durch 

das verfassungsrechtliche Sportförderungsziel verstärkt. Errichtet die Gemeinde 

Tangstedt also beispielsweise keine eigenen Reitwege (und beseitigt womöglich 

bestehende Reitwege noch), sondern belastet sie den Reitsport lediglich steuerlich, 

setzt sie sich zu Art. 13 Abs. 3 LVerf SH nicht nur insoweit in Widerspruch, als sie im 

Geltungsbereich ihres eigenen Rechts die Ausübung eines Sport nicht einseitig 

belasten darf; sie droht auch die im Lichte dieses Ziels unternommenen 

Maßnahmen des Landes zur Schaffung von – wie gezeigt, unentgeltlichen – 

Voraussetzungen für die Ausübung des Reitsports zu konterkarieren. 

4. Zur Bemessung der Pferdesteuer 

Selbst wenn man Pferdesteuern bzw. speziell die Tangstedter Pferdesteuer dem 

Grunde nach für verfassungskonform erachten würde, wäre damit nicht 

präjudiziert, dass auch ihre Bemessung verfassungskonform ist. So sind 

 https://landesplanung.hessen.de/sites/landesplanung.hessen.de/files/content-downloads/70

Der_Landesentwicklungsplan_2000.pdf.

 Abrufbar unter 71

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/L/landesplanung_raumordnung/Downloads/
l a n d e s e n t w i c k l u n g s p l a n /
landesentwicklungsplan_sh_2010.pdf;jsessionid=AA57F86CBECBAE2A7B9B58C03A9DFE73?
__blob=publicationFile&v=5.
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insbesondere der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG und die 

Eigentumsgarantie des Art. 14 GG beachtlich.  

Art. 3 Abs. 1 GG gebietet grundsätzlich, alle Steuerpflichtigen gleich zu behandeln 

(„Pferd ist Pferd“). Zumindest bei Bagatellsteuern, die ohnehin schon einen 

proportional hohen Verwaltungsaufwand generieren, wird überwiegend eine 

Typisierung in dem Sinne für zulässig gehalten, dass der Normgeber sich am 

Stückzahlmaßstab orientieren dürfe und nicht die Besonderheiten einzelner Fälle 

zu berücksichtigen habe – vorausgesetzt, der Stückzahlmaßstab nimmt auf die 

kommunale Realität ausreichenden Bezug.  Zugleich ist Art. 14 GG zu beachten: 72

Angesichts der ohnehin beträchtlichen Haltungskosten eines Pferdes darf der fällige 

Steuerbetrag nicht erdrosselnd in dem Sinne sein, dass er eine Pferdehaltung – vor 

allem bei Beziehern kleinerer Einkommen – wirtschaftlich unmöglich macht.  73

Daher wird im Schrifttum eine „moderate Pauschale“ gefordert, die sich etwa am 

pauschalen Satz der Hundesteuer orientieren könne.  Der VGH Kassel akzeptierte 74

eine Steuer in Höhe von 200 € p.a.,  was von manchen Stimmen im Schrifttum 75

bereits als grenzwertig („trotzdem wohl noch im Rahmen dessen, was […] für 

tragbar erachtet wird“)  angesehen wird. Wieder andere sehen auch Steuersätze 76

von 750 € p.a. mit der Begründung, dass die Haltung von Pferden einen größeren 

Aufwand verursache als die von Hunden, noch nicht als erdrosselnd an.  Dem liegt 77

jedoch eine typisierte Vorstellung von Pferdehaltern zugrunde, die der Realität in 

den meisten Orten so nicht durchgängig entspricht – und damit, insbesondere falls 

die Belastung linear mit der Anzahl der Pferde wächst, wiederum mit Art. 3 Abs. 1 

GG in Konflikt kommt. Freizeitpferde werden auf dem Markt oft schon für 

1500-2000 € angeboten und sind auch für Personen erschwinglich, die nur ein 

geringes Einkommen haben. Im Verhältnis zur Anschaffung schlagen Unterhaltung 

und Pflege des Pferdes im ländlichen Raum mit gut 3000 € zu Buche, was finanziell 

weniger gut situierte Erwerber oft unterschätzen. Eine steuerbedingte Erhöhung 

 Vgl. König/Zimmermann, ZKF 2015, 103 (106).72

 Finke/Kreuter, LKV 2015, 49 (58).73

 N. Meier, KStZ 2010, 221 (223).74

 VGH Kassel, Beschl. v. 8.12.2014 – 5 C 2008/13.N, Rn. 91 (juris).75

 Finke/Kreuter, LKV 2015, 49 (58).76

 Rauscher/Rauber, KStZ 2011, 161 (164).77
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dieser erheblichen Belastung um nochmals bis zu 25 % kann den für nicht wenige 

Reiter gerade noch erschwinglichen Reitsport unerschwinglich machen und sie zur 

Aufgabe des Pferdes zwingen. Gerade ländliche Gemeinden haben bei der 

Bemessung zu berücksichtigen, dass auch die Erschwinglichkeit der Unterbringung 

für viele Pferdehalter ein Grund ist, ihr Pferd in Orten wie Tangstedt 

unterzubringen. Auch das Vorhandensein von Haltern zahlreicher Pferde (das meist 

keine Luxusaufwendung, sondern Hofbetrieb ist) vor Ort muss Berücksichtigung 

finden: Wenn ein linear-pauschaler Steuersatz gilt, begrenzt der Tatbestand die 

Höhe der Einzelsteuer; oder die Einzelsteuer muss degressiv für weitere Pferde 

angesetzt werden. Insgesamt erscheint die Besteuerung der Haltung eines Pferdes 

mit 150, 200 € oder mehr in einer ländlichen Gemeinde wie Tangstedt rechtlich 

bedenklich. 
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5. Verfahrensrechtliche Perspektiven 

5.1. Gerichtliches Vorgehen gegen Steuerbescheide 

5.1.1. Widerspruch und Anfechtungsklage 

Gegen einen Pferdesteuerbescheid ist der Rechtsweg vor den Verwaltungsgerichten 

nach § 40 Abs. 1 VwGO eröffnet. Obwohl sich die Klage gegen eine Steuer richtet, 

ist der Finanzrechtsweg nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 FGO nicht gegeben, da die 

Einnahmen aus der Pferdesteuer als kommunaler Abgabe nicht von den 

Landesfinanzbehörden verwaltet werden.  Jeder Adressat eines belastenden 78

Verwaltungsakts in Gestalt des Steuerbescheids (§ 106 LVwG SH) ist ohne weiteres 

nach § 42 Abs. 2 VwGO klagebefugt. Die Klage ist nur zulässig, wenn vorher 

innerhalb eines Monats (§ 70 VwGO) gegen den Bescheid Widerspruch erhoben 

worden ist; die Klage ist dann ebenfalls innerhalb eines Monats ab Erlass des 

Widerspruchsbescheides beim zuständigen Verwaltungsgericht zu erheben. 

Die Anfechtungsklage ist begründet, wenn der Verwaltungsakt rechtswidrig und der 

Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist (§ 113 Abs. 1 S. 1 VwGO). Im Rahmen 

der Begründetheitsprüfung untersucht das Gericht auch die Vereinbarkeit der 

Pferdesteuersatzung (als Ermächtigungsnorm) mit Bundesrecht und Landesrecht 

unter Einschluss der Grundrechte – also auch mit Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG, aber auch 

mit nur objektiv-rechtlichen Bestimmungen wie dem Sportförderungsgebot des Art. 

13 Abs. 3 LVerf SH. Diese Normenkontrolle ist jedoch nur eine inzidente, das heißt, 

der Verwaltungsakt wird durch das Gericht aufgehoben, wenn eine solche 

Rechtsverletzung besteht, die Satzung aber nicht,  weil sie selbst nicht 79

Streitgegenstand ist. Dies bedeutet, dass ein einzelner Steuerpflichtiger im Wege 

der Anfechtungsklage, formal betrachtet, nur sich selbst, aber nicht alle anderen 

Pferdehalter von ihren Steuerlasten befreien kann. Allerdings darf erwartet 

werden, dass eine Gemeinde, die vor Gericht – letztinstanzlich – unterliegt, infolge 

des Urteils schon aus rechtsstaatlichen Gründen seine Satzung aufheben wird.  

 Vgl. Ehlers/Schneider, in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO, Kommentar, Stand 31. EL. Juni 2016, § 78

40 Rn. 690 (28. EL März 2015).

 S. VG Freiburg, Urt. v. 27.10.2010 – 2 K 1038/10, Rn. 60 (openjur).79
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Zu beachten ist ferner, dass das angerufene Verwaltungsgericht (ebenfalls in 

Schleswig) das Verfahren aussetzen kann – und wahrscheinlich wird  – wenn eine 80

verwaltungsgerichtliche (prinzipale) Normenkontrolle (dazu sogleich 5.2.1.) 

anhängig ist. Dies ergibt sich nach herrschender Ansicht in Rechtsprechung und 

Schrifttum aus einer analogen Anwendung des § 94 VwGO. Da die Nichtigkeit einer 

Rechtsnorm kein Rechtsverhältnis im Sinne der Bestimmung ist, kann sie auf diesen 

Fall keine direkte Anwendung finden.  Die Aussetzung ist aber nur für den Fall 81

vorgesehen, dass das Normenkontrollverfahren bereits anhängig ist. Wird es erst 

anhängig gemacht, nachdem Anfechtungsklage mit dem Ziel der Inzidentprüfung 

der Satzung erhoben worden ist, kommt § 94 VwGO nicht zur Anwendung. Nur 

ergänzend sei erwähnt, dass § 94 VwGO ebenfalls analog anwendbar ist, wenn ein 

gegen die Satzung gerichtetes Verfahren vor dem Bundes- oder dem 

Landesverfassungsgericht anhängig ist.  82

5.1.2. Herstellung der aufschiebenden Wirkung 

Widerspruch und Anfechtungsklage verhindern, dass Steuerbescheide in 

Bestandskraft erwachsen, also trotz Rechtswidrigkeit nicht mehr angegriffen 

werden können. Im Normalfall entfalten sie auch aufschiebende Wirkung, das 

heißt, solange nicht über sie entschieden ist, kann aus dem Bescheid nicht 

vollstreckt werden (§ 80 Abs. 1 S. 1 VwGO). Davon macht das Gesetz jedoch bei 

öffentlichen Abgaben – zu denen die Pferdesteuer zählt – eine Ausnahme: 

Widerspruch und Klage gegen entsprechende Bescheide haben keine aufschiebende 

Wirkung (§ 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO). Wenn ein Betroffener die Vollstreckung 

verhindern will, muss in der Regel zunächst ein Antrag an die Gemeinde auf 

Aussetzung der Vollziehung gestellt werden (§ 80 Abs. 6 VwGO), dem die Behörde 

stattgeben soll, wenn sie ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des 

Pferdesteuerbescheids hat (§ 80 Abs. 4 S. 3 VwGO). Setzt sie – was wahrscheinlich 

ist – die Vollziehung nicht aus, kann ein Antrag an das Verwaltungsgericht gemäß § 

 In diesem Fall ist das Ermessen – wenn auch nicht auf null – beschränkt: Rudisile, in: Schoch/80

Schneider/Bier, VwGO, Kommentar, Stand 31. EL 2016, § 94 Rn. 54 (18. EL 2009).

 Vgl. nur BVerfG, NVwZ-RR 2001, 483; OVG Bremen, NJW 1986, 2335; Schenke, in: Kopp/Schenke, 81

VwGO, Kommentar, 22. Aufl. 2016, § 94 Rn. 4a; Rudisile, in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO, 
Kommentar, Stand 31. EL 2016, § 94 Rn. 45 (18. EL 2009).

 Rudisile, ebd., Rn. 46 ff., 52.82
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80 Abs. 5 VwGO auf Herstellung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder 

der Anfechtungsklage gestellt werden. Dabei prüft das Gericht summarisch die 

Er fo lgsauss ichten d ieser Rechtsbehe l fe und dabe i auch, ob der 

Pferdesteuerbescheid rechtmäßig ist – und somit ebenfalls inzident, ob die 

zugrunde liegende Satzung höherrangigem Recht widerspricht. Ist dies der Fall, 

wird durch Gerichtsentscheidung die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs 

angeordnet. Zu beachten ist, dass sich die Wirkung der Entscheidung hierin auch 

erschöpft und dass die Rechtsbehelfe auch form- und fristgerecht eingelegt worden 

sein müssen. Der Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO ersetzt nicht die 

verwaltungsgerichtliche Klage gegen den Steuerbescheid (§ 42 Abs. 1 VwGO), 

sondern tritt nur neben sie. 

5.2. Gerichtliches Vorgehen gegen die Steuersatzung 

5.2.1. Prinzipale verwaltungsgerichtliche Normenkontrolle 

§ 47 VwGO eröffnet die Möglichkeit, andere als baurechtliche kommunale 

S a t z u n g e n i m We g e d e r p r i n z i p a l e n N o r m e n k o n t r o l l e v o r d e n 

Oberverwaltungsgerichten anzugreifen, sofern das Landesrecht dies bestimmt. In 

Schleswig-Holstein ist dies nach § 5 AGVwGO der Fall. Die verwaltungsgerichtliche 

Normenkontrolle dürfte auch nicht nach Art. 47 Abs. 3 VwGO dadurch 

ausgeschlossen sein, dass die angegriffene Vorschrift nach Landesverfassungsrecht 

ausschließlich durch das Landesverfassungsgericht nachprüfbar ist. Anders als etwa 

in Hessen (Art. 132, 133 HessVerf, die allerdings Satzungen nicht einschließen)  83

findet sich für „Landesrecht“ unterhalb der Gesetzesebene kein explizites 

Prüfungsmonopol des Landesverfassungsgerichts. Die Antragsbefugnis für die 

prinzipale Normenkontrolle besteht nach § 47 Abs. 2 S. 1 VwGO, wenn jemand 

durch die Rechtsvorschrift oder deren Anwendung in eigenen Rechten verletzt ist 

oder in absehbarer Zeit verletzt wird; dabei reicht es aus, dass die Entwicklung von 

der angegriffenen Norm zur Rechtsverletzung möglich erscheint.  Diese 84

Voraussetzung ist bei Haltern von in Tangstedt untergebrachten Pferden im 

 Vgl. Hoffmann/Bodenbender, in: Praxis der Kommunalverwaltung, A 17 He, Nr. 3 83

(Normenkontrollverfahren für sonstige untergesetzliche Rechtsnormen des Landesrechts) (Stand 
September 2015).

 S. nur BVerwG, NVwZ-RR 2013, 1014 (1015).84
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Regelfall erfüllt, da sie aufgrund der erlassenen Satzung mit an Sicherheit 

grenzender Wahrscheinlichkeit Steuerbescheide zu gewärtigen haben. Notwendig 

ist die Verletzung eigener Rechte – darunter fallen Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG sowie 

Art. 14 GG, nicht aber Art. 13 Abs. 3 LVerf SH, der nur objektiv-rechtlich gilt. 

Allerdings schließt die Begründetheitsprüfung auch die Verletzung solcher 

Vorschriften ein. Ist der Antrag begründet, erklärt das OVG Schleswig die 

Pferdesteuersatzung für unwirksam; sie entfaltet gegenüber niemandem mehr 

Rechtswirkungen.  85

Dies gilt jedoch nicht für Steuerbescheide, die auf der Basis der 

Pferdesteuersatzung erlassen worden sind. Sie bleiben, obwohl rechtswidrig, 

wirksam, sind aber anfechtbar (§ 42 Abs. 1 VwGO). Werden sie nicht fristgerecht 

(§§ 70, 74 VwGO) angefochten, erwachsen sie in Bestandskraft. Die herrschende 

Lehre will die Verweisung in § 47 Abs. 5 S. 3 VwGO, wonach aus 

Gerichtsentscheidungen, die auf der für nichtig erklärten Norm beruhen, nicht 

vollstreckt werden kann, auch auf Verwaltungsakte (hier also Steuerbescheide) 

erstrecken, die ihre Rechtsgrundlage in der für nichtig erklärten Norm haben.  86

Dies würde zur Folge haben, dass diese Bescheide zwar noch „in der Welt“, aber 

gleichsam inaktiv wären. Würde die Gemeinde dennoch versuchen, aus ihnen zu 

vollstrecken, müsste Vollstreckungsgegenklage (§ 183 S. 3 VwGO i.V.m. § 767 ZPO) 

erhoben werden. Darüber hinaus kann ein Betroffener Antrag auf Rücknahme 

erlassener Steuerbescheide stellen und dieses Ziel erforderlichenfalls gemäß § 42 

Abs. 1 VwGO mit der Verpflichtungsklage durchsetzen. Da die Ermächtigungsnorm 

unwirksam ist, dürfte das nach § 116 Abs. 1 LVwG SH eröffnete Ermessen in aller 

Regel auf null reduziert sein, Betroffenen also ein Rechtsanspruch auf Rücknahme 

zustehen.  87

5.2.2. Verfassungsprozessuales Vorgehen 

 Hierzu Ziekow, in: Sodan/Ziekow, VwGO, Großkommentar, 4. Aufl. 2014, § 47 Rn. 364.85

 S. nur Unruh, in: Fehling/Kastner/Störmer, VwGO, Kommentar, 4. Aufl. 2016, § 47 Rn. 126; 86

Ziekow, in: Sodan/Ziekow, VwGO, Großkommentar, 4. Aufl. 2014, § 47 Rn. 380; s. auch Schmidt, in: 
Eyermann, VwGO, Kommentar, 14. Aufl. 2014, § 47 Rn. 104.

 Zum Rücknahmeanspruch bei § 48 VwVfG Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 14. Aufl. 87

2016, Rn. 692 m.w.N. (auch zur Gegenansicht); vgl. auch Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, 
Band 2, 6. Aufl. 2000, § 51 Rn. 88.
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5.2.2.1. Schleswig-Holsteinisches Landesverfassungsgericht 

Für Individualklagen wie Verfassungsbeschwerden hat das Schleswig-Holsteinische 

Landesverfassungsgericht in Schleswig keine Zuständigkeit (§ 3 LVerfGG). Auch eine 

konkrete Normenkontrolle nach § 3 Nr. 3, §§ 44 ff. LVerfGG – also die Unterbreitung 

der Frage nach der Verfassungsmäßigkeit einer Norm – kommt nicht in Betracht, da 

nur Landesgesetze vorgelegt werden können und nicht Satzungen. Die einzige 

Möglichkeit, das Gericht mit der Überprüfung der Pferdesteuersatzung zu befassen 

– und damit seine Vereinbarkeit mit Art. Art. 13 Abs. 3 Verf. SH 

verfassungsgerichtlich überprüfen zu lassen –, bietet die abstrakte Normenkontrolle 

nach Art. 51 Abs. 2 Nr. 2 LVerf SH, § 3 Nr. 2, §§ 39 ff. LVerfGG. Das Schleswig-

Ho l s t e i n i s che Ve r f a s s ung s ge r i ch t i s t b i s j e t z t nu r m i t wen i ge 

Normenkontrollverfahren befasst gewesen, von denen sich keines gegen Satzungen 

richtete.  Gegenstand der abstrakten Normenkontrolle ist „Landesrecht“; nichts 88

spricht dagegen, darunter – wie bei der abstrakten Normenkontrolle nach Art. 93 

Abs. 1 Nr. 2 GG („Bundesrecht oder Landesrecht“)  – auch Satzungen zu fassen. 89

Zulässige Antragsteller sind allerdings in diesem Fall gemäß § 39 LVerfGG nur „die 

Landesregierung, ein Drittel der Mitglieder des Landtages, zwei Fraktionen oder 

eine Fraktion gemeinsam mit den Abgeordneten, denen die Rechte einer Fraktion 

zustehen“. Mit der letzten Variante ist die durch den SSW vertretene dänische 

Minderheit gemeint. Da SPD, B90/Grüne und SSW an der Regierung beteiligt sind 

und das Interesse der Piratenpartei an einer Normenkontrolle gering sein dürfte, 

könnte ein Antrag auf Normenkontrolle bei realistischer Betrachtung nur von 

mindestens 23 Abgeordneten von CDU (22 Mandate) und FDP (6 Mandate) oder 

gemeinsam von beiden Fraktionen gestellt werden. 

Wird verfassungsgerichtlich gegen die Pferdesteuersatzung vorgegangen, kann dies 

allerdings Folgen für den Verlauf eines Normenkontrollverfahrens vor dem OVG 

Schleswig haben. Nach § 47 Abs. 4 VwGO kann das OVG bei Anhängigkeit eines 

verfassungsgerichtlichen Normenkontrollverfahrens die Aussetzung der Verhandlung 

 Vgl. Flor, NordÖR 2014, 154 (155 f.).88

 BVerfGE 10, 20 (54), Pieroth, in: Jarass/Pieroth, Grundgesetz, Kommentar, 14. Aufl. 2016, Art. 93 89

Rn. 38; Maunz, in: Maunz/Dürig, GG, Stand Gesamtwerk 77. EL 2016, Art. 93 Rn. 21 (Grundwerk).
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anordnen. Diese Entscheidung steht im Ermessen des Gerichts,  das sein Verfahren 90

dann erst nach dem Urteilsspruch des Verfassungsgerichts wieder aufnehmen wird. 

5.2.2.2. Bundesverfassungsgericht 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) kann wegen der Verletzung von 

Bundesverfassungsrecht, insbesondere Grundrechten, angerufen werden; die 

Verletzung von Art. 13 Abs. 3 LVerf SH darf es nicht feststellen. In erster Linie 

kommt eine auf Verletzung von Art. 3 Abs. 2, 3 S. 1 GG und eventuell Art. 14 GG 

gestützte Verfassungsbeschwerde in Betracht (Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a, § 13 Nr. 8a, §§ 

90 ff. BVerfGG). Zulässig ist die Verfassungsbeschwerde nur unter der 

Voraussetzung, dass der Beschwerdeführer geltend machen kann, selbst, 

gegenwärtig und unmittelbar  in einem seiner Grundrechte verletzt zu sein (§ 90 91

Abs. 1 BVerfGG). Dem Unmittelbarkeitserfordernis entspricht es, dass bei Eröffnung 

des Rechtswegs dieser erst beschr itten werden muss, damit die 

Verfassungsbeschwerde erhoben werden kann (§ 90 Abs. 2 S. 1 BVerfGG). Dies ist 

hier der Fall: Wie unter 5.1. und 5.2.1. dargelegt, können Pferdesteuerpflichtige 

den Verwaltungsrechtsweg gegen aufgrund der Pferdesteuersatzung ergangene 

Steuerbescheide oder gegen die Satzung selbst beschreiten. Erst wenn sämtliche 

Rechtsbehelfe in allen Instanzen erschöpft sind – einschließlich, wie gegen die 

Entscheidung des VGH Kassel, einer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision –, ist den Vorgaben des § 90 Abs. 2 S. 1 BVerfGG genügt. Die 

Verfassungsbeschwerde ist dann als sog. Urteilsverfassungsbeschwerde auch gegen 

das letztinstanzliche Urteil, welches die Verwaltungsentscheidung bestätigt, zu 

richten. Zu beachten ist, dass sie innerhalb eines Monats, gerechnet vom Zeitpunkt 

der Zustellung dieses Urteils, zu erheben und auch zu begründen ist (§ 93 Abs. 1 

BVerfGG). 

Die Verletzung von Bundesgrundrechten durch eine Satzung kann ferner, wie bereits 

erwähnt, auch vor dem BVerfG im Wege der abstrakten Normenkontrolle der 

Pferdesteuersatzung gerügt werden. Antragsberechtigt sind die Bundesregierung, 

jede Landesregierung oder ein Viertel der Mitglieder des Bundestags. 

 Vgl. Ziekow, in: Sodan/Ziekow, VwGO, 4. Aufl. 2014, Rn. 340.90

 Pieroth, in: Jarass/Pieroth, Grundgesetz, Kommentar, 14. Aufl. 2016, Art. 93 Rn. 92 ff.; zur 91

Gesetzesverfassungsbeschwerde BVerfGE 43, 291 (385 f.).
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5.3. Bewertung 

Die Einleitung abstrakter Normenkontrollverfahren gegen die kommunale 

Pferdesteuersatzung der Gemeinde Tangstedt ist ein sehr unwahrscheinliches 

Szenario. Praktisch wird Rechtsschutz gegen die Satzung dadurch zu erlangen sein, 

dass Pferdesteuerpflichtige gegen auf der Satzung beruhende Steuerbescheide 

Widerspruch und sodann vor dem Verwaltungsgericht Anfechtungsklage erheben, 

sowie durch Normenkontrollanträge an das Oberverwaltungsgericht. Einzelne 

Steuerbescheide, die nicht binnen eines Monats angegriffen werden, werden 

bestandskräftig. Wird sowohl eine inzidente als auch eine prinzipale 

Normenkontrolle angestrebt, sollte beachtet werden, dass die Anfechtungsklagen 

wahrscheinlich ausgesetzt werden, wenn ein Normenkontrollantrag früher als eine 

Anfechtungsklage anhängig gemacht wird. Dies muss für die Kläger nicht nachteilig 

sein, sollte aber bei der prozessualen Strategie bedacht werden. 
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6. Zusammenfassung in Thesen 

1. Die geplante Tangstedter Pferdesteuer belastet nahezu ausschließlich Frauen 

und erfüllt damit die vom Bundesverfassungsgericht formulierten Kriterien 

für eine – von Art. 3 Abs. 2 GG grundsätzlich verbotene – mittelbare 

Diskriminierung. 

2. Mittelbare Diskriminierungen sind auch im Steuerrecht nur gerechtfertigt, 

wenn sie im Lichte des verfolgten Zieles verhältnismäßig sind; dabei sind 

strenge Maßstäbe anzulegen. Die Zuweisung einer Zuständigkeit zur 

Erhebung kommunaler Aufwandsteuern erfüllt nicht die Voraussetzungen 

einer Grundrechtsschranke. Auch das an sich legitime Ziel der Erzielung von 

Einkünften vermag diskriminierende Steuerregeln nicht zu rechtfertigen. 

3. Spezifische Sachgründe oder Lenkungsziele rechtfertigen die Pferdesteuer 

nicht. Da Primärziel einer Steuer die Einnahmenerzielung ist, können solche 

Gründe nur im Ausnahmefall zur Rechtfertigung angeführt werden. Insoweit 

ist die Pferdesteuer mit der Hundesteuer nicht vergleichbar. Bau und 

Unterhaltung kommunaler Reitwege fallen in Tangstedt nicht an; zudem 

würde sich eine mit Blick auf die mit Reitwegen verbundenen Aufwendungen 

faktisch als eine – in Schleswig-Holstein nicht erlaubte – Reitwegegebühr 

darstellen. 

4. Die Pferdesteuer verstößt gegen das landesverfassungsrechtliche 

Sportförderungsverbot aus Art. 13 Abs. 3 der schleswig-holsteinischen 

Landesverfassung, solange die Gemeinde den Reitsport nicht auch durch 

positive Maßnahmen von gleichem Gewicht unterstützt. Das Staatsziel 

Sportförderung ist für alle staatlichen Ebenen jeweils individuell beachtlich 

und ist trotz der weiten Einschätzungs- und Ausgestaltungsprärogative 

verletzt, wenn der einzelne Hoheitsträger nicht wenigstens einen „positiven 

Grundansatz“ verfolgt. Dieser muss auch bei der zulässigen Abwägung 

zwischen dem Staatsziel der Sportförderung und anderen hoheitlichen 

Belangen – wie der Erzielung von Einnahmen – grundsätzlich Bestand haben. 

Im Falle Tangstedts fehlt es an Hinweisen auf einen ausreichenden „positiven 
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Grundansatz“; das Vorhandensein einer für das Reiten geeigneten ländlichen 

Umgebung reicht dafür nicht aus. 

5. Rechtsschutz gegen die Besteuerung der Pferdehaltung ist vorwiegend vor 

den Verwaltungsgerichten zu suchen. In Betracht kommen sowohl Klagen 

gegen Steuerbescheide, mit denen eine Inzidentprüfung der 

Pferdesteuersatzung durch das Verwaltungsgericht erreicht werden kann, als 

auch ein unmittelbar gegen die Satzung gerichteter Normenkontrollantrag, 

über den das Oberverwaltungsgericht entscheidet. In beiden Fällen wird 

auch die Verfassungsmäßigkeit der Steuersatzung untersucht. Die Anrufung 

des Bundesverfassungsgerichts durch Steuerpflichtige im Wege der 

Verfassungsbeschwerde ist erst nach Erschöpfung des Rechtswegs möglich; 

das Gericht überprüft nur die Einhaltung von Vorgaben des Grundgesetzes, 

nicht auch der Schleswig-Holsteinischen Landesverfassung.  

Hamburg, 5. Dezember 2016 
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Tangstedt. Die Reiter in Tangstedt greifen die örtliche Politik immer
schärfer an. Wie berichtet, will die Gemeinde die Satzung zur möglichen
Pferdesteuer juristisch überprüfen lassen.

Die Gegner der geplanten Abgabe machen seit Monaten mobil und sagen
jetzt in einer von der Dressurausbilderin Anja Granlien verfassten
Mitteilung: "Die Prüfung ist eine Farce, um zu versuchen, das unpopuläre
Thema aus dem Wahlkampf zu halten. Das Ergebnis der angekündigten
rechtlichen Prüfung steht bereits vor der Auftragsvergabe an die Juristen
fest." Diese ist bisher nicht erfolgt, doch der SPD-Ortsvorsitzende Michael
Kannieß habe anlässlich des Neujahrsempfangs am Sonntag vor Zeugen
gesagt: "Am Ende wird die Pferdesteuer doch eingeführt."

Kannieß bestätigt das, kann die Aufregung jedoch nicht nachvollziehen.
"Das ist meine persönliche Einschätzung. Ich will der rechtlichen Prüfung
nicht vorgreifen." Er selbst hatte im vergangenen Jahr aus beruflichen
Gründen sein Mandat als Gemeindevertreter und den Posten des
Finanzausschuss-Vorsitzenden abgegeben.

Inhaltlich stehe er in Sachen Pferdesteuer hinter der Fraktion, die
gemeinsam mit der Bürgergemeinschaft Tangstedt die Mehrheit im
Rathaus hält. Kannieß betont: "Wir machen das nicht, weil wir jemanden

TANGSTEDT

Pferdesteuer – Reiter halten Prüfung
für eine Farce

18.01.17
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Diese ist bisher nicht erfolgt, doch der SPD-Ortsvorsitzende Michael
Kannieß habe anlässlich des Neujahrsempfangs am Sonntag vor Zeugen
gesagt: "Am Ende wird die Pferdesteuer doch eingeführt."

Das Ergebnis der angekündigten
rechtlichen Prüfung steht bereits vor der Auftragsvergabe an die Juristen
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Pferdesteuer nimmt die nächste Hürde
Als erste Gemeinde in Schleswig-Holstein hat Tangstedt am Mittwoch mit der Mehrheit von SPD und W
BGT eine Pferdesteuersatzung auf den Weg gebracht.
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Dienstag, 26. Dezember 2017

Als erste Gemeinde in Schleswig-Holstein hat Tangstedt am Mittwoch mit der Mehrheit von SPD und Wählergemeinschaft BGT eine Pfer
gebracht.

Tangstedt. Als erste Gemeinde in Schleswig-Holstein hat Tangstedt am
Mittwoch in der Finanzausschusssitzung mit der Mehrheit von SPD und
Wählergemeinschaft BGT eine Pferdesteuersatzung auf den Weg gebracht.
Im Juni hatte der Gemeinderat bereits mit knapper Mehrheit den Weg dafür
frei gemacht. Bürgermeister Norman Hübener (SPD) hatte sich enthalten.

Der Finanzausschuss beschloss mit vier zu drei Stimmen eine Satzung, mit
gleicher Stimmzahl wurde die Steuer mit 150 Euro im Jahr pro Pferd
festgelegt, das in Tangstedt gehalten wird. Ausgenommen sind Pferde, die
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zum Haupterwerb im Rahmen der Berufsausübung gehalten werden. CDU
und FDP stimmten gegen die Steuer. Endgültig wird die Gemeindevertretung
über die Pferdesteuersatzung entscheiden. Die Sitzung in der Turnhalle
wurde von vielen Besuchern verfolgt, die ihrem Unmut Luft machten. Sie
waren mit Steckenpferden, Buttons und Aufklebern gekommen, um gegen
die Steuer zu protestieren.

In der Einwohnerfragestunde nutzten viele die Gelegenheit, ihre Zweifel
anzubringen. „Welche Einnahmen werden damit generiert? Welche Kosten
werden durch die neue Steuer verursacht? Warum wird wertvolle
Jugendarbeit gefährdet? Warum wird das Reitwegekonzept des Runden
Tischs nicht berücksichtigt? Warum werden Frauen diskriminiert, die zu 90
Prozent betroffen sind?“ waren Fragen, auf die der Christoph Haesler,
Fraktionschef der Tangstedter SPD, nach Meinung der Zuhörer nicht immer
befriedigend antworten konnte. Die machten ihrem Unmut mit Zwischenrufen
Luft, bis Haesler drohte, in nichtöffentlicher Sitzung weiter zu tagen.
Daraufhin verließen viele den Saal. Ein Hamburger kritisierte, dass sie für
ihre Pferde, die in Tangstedt untergestellt sind, zahlen sollten, jetzt aber nicht
mitreden dürften. Maike Wendt hat einen Pferdehof in Bargfeld-Stegen. „Ich
bin hier, um mich solidarisch zu zeigen“, sagte sie, „durch die Steuer droht
ein Höfesterben, wenn andere Gemeinden dem Beispiel folgen.“ Nicola
Heiss, Matthias Kühl und Anja Granlien fürchten „gravierende wirtschaftliche
Folgen für den Ort.“

In ihrem Sinne trat Michael Paulsen, Vorsitzender der CDU-Fraktion
Tangstedt, ans Mikrofon. „Wir lehnen eine Pferdesteuer ab“, erklärte er. „Der
Reitsport sichert Arbeitsplätze im Ort, schafft Gewerbesteuereinnahmen und
unterstützt die beiden Supermärkte in der Gemeinde.“ Man könne doch nicht
eine Sportart besteuern, demnächst wolle man noch eine Ballsteuer
einführen. „Die Kinder- und Jugendarbeit ist damit gefährdet, zudem ist
therapeutisches Reiten wichtig, und Pferde sind eine wichtige
Einnahmequelle für die Landwirtschaft. Im Übrigen sind die Kosten einer
neuen Steuer noch nicht klar.“ Kosten für die Einführung und Kontrolle
würden ergänzt durch mögliche Prozesskosten, die mit der Steuer kommen
könnten.

Haesler hatte die Kosten für die Einführung der Steuer mit 10 000 Euro
beziffert, weitere 6000 Euro im Jahr fielen für Verwaltungsarbeit an. In
Tangstedt gebe es rund 700 Pferde, die Pferdesteuer sei ein wichtiges
Instrument, um den Haushalt zu sanieren – der weist aktuell 900 000 Euro
Minus auf. „Wir müssen gegensteuern“, betonte Haesler. Man habe die Wahl
zwischen höheren Kita-Gebühren, weniger Gemeinde-Leistungen oder
Erhöhung der Hundesteuer. „Das Land genehmigt keine Ansiedlung von
Gewerbe, so dass wir nur wenige Gewerbesteuern einnehmen. Reiter
profitieren vom Erholungsgebiet Tangstedt, die Gemeinde hat dadurch die
Nachteile.“ 150 Euro im Jahr seien für Pferdehalter, die rund 7620 Euro im
Jahr pro Pferd zahlten, machbar. „Der einzige Weg sind neue Steuern. Es
wird noch weitere Aktionen geben“, kündigte Haesler an.

„Das Minus im Haushalt ist ein Problem der letzten 20 Jahre“, hielt Peter
Larsson (FDP) dagegen. „Eine Pferdesteuer kann das Loch nicht stopfen.“
Die Reiter hätten angeboten, die Wege selbst zu pflegen. Das habe, so

Tweets von @LN_Online

Reporter vor Ort

In einer fortlaufenden Galerie
Tag die wichtigsten Bilder au
umliegenden Kreisen. Klicke
für den Dezember 2017 zu s

Ja. Das ist wichtig, damit g
gegebenenfalls auch im G
und Lübecks Hafen zukun

Sollte die Traveenge am Ei
von 160 auf 200 Meter erw

LOKALE BILDER ›

LOKALE VIDEOS ›

UMFRAGE ›

Böll-Lesungen in Lübeck

Tangstedt – Pferdesteuer nimmt die nächste Hürde – LN - Lübecker... http://www.ln-online.de/Lokales/Stormarn/Pferdesteuer-nimmt-die-n...

2 von 6 26.12.17, 15:42

Warum werden Frauen diskriminiert, die zu 90
Prozent betroffen sind?“ waren Fragen, auf die der Christoph Haesler,
Fraktionschef der Tangstedter SPD, nach Meinung der Zuhörer nicht immer
befriedigend antworten konnte. 

Das habe, so
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Hier soll zum ersten Mal in Schleswig-Holstei...

Raymund Haesler (SPD), schon 1990 nicht funktioniert. Damals gab es
schon einmal einen Antrag auf eine Pferdesteuer. „Die Pflege der Reitwege
durch die Reiter schlief nach einem Jahr ein, als die Steuer abgelehnt war“,
erkärte er.

Tangstedt ist bisher die einzige Gemeinde im Land, die eine Pferdesteuer
einführt, in Hessen haben das bereits drei Gemeinden getan.

Endgültig wird die Gemeindevertretung über die Pferdesteuersatzung
entscheiden. Die Sitzung in der Turnhalle wurde von vielen Besuchern
verfolgt, die ihrem Unmut lauthals Luft machten. Sie waren mit
Steckenpferden, Buttons und Aufklebern gekommen, um gegen die Steuer
Stellung zu beziehen. 

Von Bettina Albrod

Die Sitzung in der Turnhalle wurde von vielen Besuchern verfolgt, die ihrem Unmut lauthals
Luft machten.
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Raymund Haesler (SPD), schon 1990 nicht funktioniert. Damals gab es
schon einmal einen Antrag auf eine Pferdesteuer.
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An den 
Bürgermeister der 
Gemeinde Tangstedt/Stormarn 
Herrn Norman Hübener 
Rathaus 
22889 Tangstedt/Stormarn 

 
 

 

  9. Juni 2017 
dir / lkl 

 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
nach den uns vorliegenden Informationen wird in Ihrer Gemeinde weiter über die Einführung einer 
sogenannten Pferdesteuer diskutiert. Wie mit Schreiben vom 18. Oktober 2016, das ich Ihnen noch 
einmal beifüge, bereits geschildert, lehnt der DOSB als Dachverband des organsierten Sports in 
Deutschland eine solche Steuer schon aus grundsätzlichen Erwägungen ab. Ihre Einführung wäre 
gleichbedeutend mit der Besteuerung der Sportart Reiten. Das verstieße aus unserer Sicht nicht nur 
gegen das Gebot der schleswig-holsteinischen Verfassung, den Sport zu fördern. Es beträfe vor 
allem auch die vielen tausend Freizeit- und Breitensportler, die mit großer Begeisterung ihrem Hob-
by Reiten nachgehen. Die Auswirkungen auf unseren Mitgliedsverband Deutsche Reiterliche Verei-
nigung habe ich Ihnen bereits im vergangenen Jahr dargelegt. Alle Argumente gegen die Pferde-
steuer entnehmen Sie bitte der gemeinsamen Erklärung von DOSB und Reiterlicher Vereinigung 
zusammen mit dem Deutschen Bauernverband und dem Bund der Steuerzahler. Wir sind über-
zeugt, dass der gesellschaftliche Wert des Sports weitaus mehr wiegt als das kurzfristige und rein 
fiskalische Interesse an der Besteuerung der Pferdehaltung. Von daher darf ich Sie noch einmal 
dringend bitten, im Interesse der vielen Reiterinnen und Reitern von der Einführung einer Pferde-
steuer abzusehen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. Michael Vesper 
 
 
 
Anlagen 
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Lokales › Stormarn › Bund der Steuerzahler kritisiert die Pferdesteuer

KommentierenTangstedt

Bund der Steuerzahler kritisiert die Pferdest
Auf lange Sicht bringe die Abgabe mehr Nachteile als Gewinn für die Kommune. Die Existenz örtlicher
die Steuer extrem bedroht.
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Tangstedt. Zur Frage der Pferdesteuer, die die Gemeinde Tangstedt als
erste Kommune in Schleswig-Holstein einführen will, hat sich jetzt auch der
Bund der Steuerzahler Schleswig-Holstein zu Wort gemeldet. In einem
offenen Brief wendet sich Geschäftsführer Rainer Kersten gegen die
Steuerpläne der Gemeinde.
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„In Zeiten, in denen die Steuereinnahmen aller staatlichen Ebenen – auch
der Kommunen – nie gekannte Rekordhöhen erreichen, lehnt der Bund der
Steuerzahler jegliche Steuererhöhungen ab“, heißt es in der Mitteilung. Das
gelte insbesondere für die Einführung weiterer Bagatellsteuern, deren
Aufkommen in keinem angemessenen Verhältnis zu dem betriebenen
Verwaltungsaufwand stehe.

Zwar sei es de jure möglich, eine Pferdesteuer als kommunale
Aufwandsteuer wie die Hundesteuer rechtssicher zu gestalten. Im Ergebnis
sei dies finanzpolitisch jedoch kontraproduktiv. Denn besteuert werden könne
immer nur der Pferdebesitz im eigenen Gemeindegebiet. Mit der Steuer
belastet würden somit die Eigentümer von Pferden, die diese in der
Gemeinde Tangstedt halten oder eingestellt hätten.

„Durch einen einfachen Wechsel des Standortes (...) kann sich der
Pferdebesitzer von der Steuerlast befreien“, schreibt Kersten.

Dass eine solche Ausweichreaktion zu erwarten sei, zeigten die Beispiele
von anderen Abgaben, die kommunal erhoben werden. So würden
Gewerbebetriebe teilweise erheblichen Aufwand treiben, um Standorte mit
geringerer Gewerbesteuer zu finden. Auch im Bereich Tourismus sei das zu
beobachten. „Deshalb gehen wir davon aus, dass sich zahlreiche
Pferdebesitzer, die ihr Tier heute noch in Tangstedt halten, nach einem
anderen Standort umsehen werden“, ist Kersten überzeugt. „Im Ergebnis
wird damit die Existenz der Pensionpferdehalter in Tangstedt bedroht.“ Damit
sänken auch die Steuereinnahmen der Gemeinde Tangstedt. „Im Extremfall
kann es dazu führen, dass Betriebe nicht mehr existenzfähig sind und
Arbeitsplätze sowie Einkommensquellen in der Gemeinde verlorengehen.“

Abgesehen davon hält der Bund der Steuerzahler es für juristisch umstritten,
ob Pferde, die für Sport, als Therapie- oder als Schulpferde eingesetzt
werden, tatsächlich einer kommunalen Aufwandsteuer unterzogen werden

Lehnt die Pläne an: Steuerbund- Geschäftsführer Rainer Kersten.
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Abgesehen davon hält der Bund der Steuerzahler es für juristisch umstritten,
ob Pferde, die für Sport, als Therapie- oder als Schulpferde eingesetzt
werden, tatsächlich einer kommunalen Aufwandsteuer unterzogen werden

„In Zeiten, in denen die Steuereinnahmen aller staatlichen Ebenen – auch
der Kommunen – nie gekannte Rekordhöhen erreichen, lehnt der Bund der
Steuerzahler jegliche Steuererhöhungen ab“, 

„Im Ergebnis
wird damit die Existenz der Pensionpferdehalter in Tangstedt bedroht.“ Damit
sänken auch die Steuereinnahmen der Gemeinde Tangstedt. „Im Extremfall
kann es dazu führen, dass Betriebe nicht mehr existenzfähig sind und
Arbeitsplätze sowie Einkommensquellen in der Gemeinde verlorengehen.“
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dürften. „Denn diese Form der Pferdehaltung dient (...) Zwecken, die der
besonderen Förderung von Bundes- und Landesrecht unterliegen.“ Auch
andere Gemeinden in Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Mecklenburg-
Vorpommern seien nach gründlicher Überprüfung zu dem Ergebnis
gekommen, dass eine Pferdesteuer mehr Nachteile als Vorteile bringe.
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dürften. „Denn diese Form der Pferdehaltung dient (...) Zwecken, die der
besonderen Förderung von Bundes- und Landesrecht unterliegen.“ 
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vom 14. Dezember 2016
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Vor der Sitzung demonstrierten Tangstedter vor dem Rathaus gegen die Pferdesteuer.
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Foto: Jens Peter Meier
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TANGSTEDT | Es bleibt bei einer juristischen Prüfung der Pferdesteuer in Tangstedt. Das
beschloss eine Mehrheit in der Gemeindevertretung aus den je fünf Vertretern der
Wählergemeinschaft BGT und SPD. Die CDU und FDP und weitere Gemeindevertreter
waren mit neun Stimmen dagegen. Damit kann die Überprüfung jetzt eingeholt werden.
Etwa 100 Gegner dieser Steuer demonstrierten zuvor mit Fackeln und Plakaten vor dem
Rathaus. Sie mischten sich auch der Fragestunde im überfüllten Sitzungsraum in die
Diskussion ein. 

Bürgermeister Norman Hübener (SPD) betonte bei der Sitzung am Mittwoch, es gehe um
eine Überprüfung zum Festpreis, nicht um ein teures Gutachten. „Dafür sollen mehrere
Angebote eingeholt werden.“ Er hatte einen gleichlautenden Beschluss in der
vergangenen Sitzung durch seine Stimmenthaltung verhindert. Der Finanzausschuss
hatte die Steuer zuvor gebilligt.

Es geht um 150 Euro pro Pferd und Jahr. Damit möchte die klamme Gemeinde 100.000
Euro zusätzliche Einnahmen im Jahr erzielen. Das Defizit im zwölf Millionen teuren
Haushalt der Gemeinde liegt bei 900 000 Euro.

Die Steuergegner verweisen auf die Landesverfassung, die Sportförderung vorsieht. Und
auf die Diskriminierung von Frauen, die diesen Sport überwiegend ausüben. Auch ein
Rechtsgutachten und die hohen Kosten für eine Überprüfung der Steuer führen sie
dagegen ins Feld. 

Die Befürworter sagen, die Kommunalaufsicht habe keine Einwände. „Die Diskussion ist
unehrlich, denn endgültige Rechtssicherheit gibt es erst vor Gericht“, so Berthold Günther
(BGT). Das Thema müsse jetzt endlich abgeschlossen werden. Ebenso sah es Wolf
Staack (SPD): „Es muss ein für alle Mal Schluss sein.“

„Meine Aufgabe ist es, Schaden von der Gemeinde abzuwenden“, so der Bürgermeister.
Er strebe jetzt ein verlässliches Festgebot an, dann könnten die Kommunalpolitiker über
das weitere Vorgehen entscheiden.

Bei rund 700 Pferden könnte die Gemeinde mit jährlich 75.000 bis 100.000 Euro
Mehreinnahmen rechnen. Die Verwaltungskosten dürften rund 6000 Euro betragen, sagte
Finanzausschussmitglied Raymond Haesler (SPD). Der Jahresetat von Tangstedt liegt
bei zwölf Millionen Euro, das Defizit bei 900.000 Euro.

Mit Skepsis reagierte bereits im Juni der schleswig-holsteinische Gemeindetag: „Man darf
nicht erwarten, dass die Pferdesteuer zu einer deutlichen Verbesserung der
Gemeindeeinnahmen führen würde“, sagte der stellvertretende Geschäftsführer des
Gemeindetages, Jochen Nielsen. Die sogenannten Verbrauchs- und Aufwandssteuern
machten in den Haushalten der Kommunen oft nur ein Prozent aus.

Die Pferdesteuer ist höchst umstritten. Tangstedt wäre die erste Gemeinde in
Schleswig-Holstein, die die Steuer einführt. Deutschlandweit erheben erst die drei
hessischen Orte Kirchheim, Bad Sooden-Allendorf und Schlangenbad eine
Pferdesteuer.
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Mit Skepsis reagierte bereits im Juni der schleswig-holsteinische Gemeindetag: „Man darf
nicht erwarten, dass die Pferdesteuer zu einer deutlichen Verbesserung der
Gemeindeeinnahmen führen würde“, sagte der stellvertretende Geschäftsführer des
Gemeindetages, Jochen Nielsen. Die sogenannten Verbrauchs- und Aufwandssteuern
machten in den Haushalten der Kommunen oft nur ein Prozent aus.
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Im August 2015 hatte das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig entschieden, dass
Gemeinden grundsätzlich berechtigt sind, „auf das Halten und das entgeltliche Benutzen
von Pferden für den persönlichen Lebensbedarf eine örtliche Aufwandsteuer
(Pferdesteuer) zu erheben“.
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Bürgermeister Norman Hübener
(SPD) hat sich bei der Abstimmung
enthalten.

Dieser Artikel wurde ausgedruckt unter der Adresse:
https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein
/Trotz-Protests-Tangstedt-beschliesst-
Pferdesteuer,pferdesteuer156.html

Stand: 14.06.2017 23:10 Uhr - Lesezeit: ca.3 Min.

Trotz Protests: Tangstedt
beschließt Pferdesteuer
Begleitet von massiven Protesten hat Tangstedt (Kreis
Stormarn) als erste Gemeinde in Schleswig-Holstein die
Einführung einer Pferdesteuer beschlossen. Sie beträgt 150
Euro im Jahr pro Pferd und wird bereits zum 1. Juli eingeführt.
Die Gemeindevertretung fasste den Beschluss am
Mittwochabend nach kontroverser Debatte mit 10 zu 7
Stimmen bei einer Enthaltung - von Bürgermeister Norman
Hübener (SPD). Die anderen SPD-Vertreter und die
Bürgergemeinschaft Tangstedt (BGT) setzten mit ihrer
Mehrheit gegen CDU und FDP die Steuer durch. Bundesweit
gibt es nur drei Gemeinden in Hessen mit einer Pferdesteuer.

Gegner wollen klagen

Vor dem Beginn der öffentlichen Sitzung in der Turnhalle
hatten Hunderte Menschen gegen die Steuer protestiert,
darunter auch viele Jugendliche und Kinder mit Plakaten. Auch
während der Sitzung gab es immer wieder Zwischenrufe von
der Zuschauertribüne. In Tangstedt gab es jahrelang
Auseinandersetzungen um die Einführung der umstrittenen
Abgabe. Gegner kündigten eine Sammelklage gegen die
Rechtmäßigkeit der Abgabe an.

"Jamaika" will keine Pferdesteuer

Auch die Landespolitik könnte
der Gemeindevertretung einen
Strich durch die
Steuerrechnung machen. Der
geplante "Jamaika"-
Koalitionsvertrag von CDU,
Grünen und FDP sieht vor,
dass es keine Steuer auf
Sportarten geben soll. Wörtlich

heißt es: "Reiten ist Sport, und Sportarten sollten nicht
besteuert werden. Wir werden deshalb das
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Gegner kündigten eine Sammelklage gegen die
Rechtmäßigkeit der Abgabe an.

"Reiten ist Sport, und Sportarten sollten nicht
besteuert werden. 
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Kommunalabgabengesetz dahingehend ergänzen, dass die
Erhebung von Steuern auf die Ausübung eines Sportes
unzulässig ist."

Die Landtagsabgeordneten Katja Rathje-Hoffmann (CDU) und
Anita Klahn (FDP) betonten bei der Protestkundgebung, dass
die angestrebte Gesetzesänderung innerhalb eines halben
Jahres umgesetzt sein dürfte. Dann werde die Pferdesteuer
einkassiert. Raymund Haesler (SPD), Vorsitzender des
Tangstedter Finanzausschusses, hielt dagegen. Dies gelte es
erst einmal abzuwarten, sagte der dem Schleswig-Holstein
Magazin. Jetzt habe die Gemeinde das Recht, die Steuer
einzuführen und sie setze dies durch. In Tangstedt ist man der
Ansicht, dass nicht der Sport, sondern die Pferde besteuert
würden.

Hohe Strafen für Steuersünder

Wenn Halter oder Pensionshöfe ihre Pferde der Gemeinde
nicht melden, soll dies als Ordnungswidrigkeit mit einer
Geldstrafe bis zu 5.000 Euro geahndet werden können.

Wegen massiver Proteste war die Einführung der Pferdesteuer
im Herbst zunächst gestoppt worden. Eigentlich hätte die
Entscheidung über die Abgabe bereits im November 2016
fallen sollen. Doch Bürgermeister Norman Hübener (SPD)
hatte das Thema Pferdesteuer dann kurzfristig von der
Tagesordnung nehmen lassen. Hübener begründete damals
seinen Vorstoß damit, dass die Rechtmäßigkeit der Steuer
noch geprüft werden müsse. Betreiber von Pferdehöfen und
Kommunalpolitiker argumentierten, die Steuer würde Tangstedt
wirtschaftlich schaden und viele Jugendliche am Ausüben des
Sports hindern.

Gutachten: Pferdesteuer verfassungsrechtlich zulässig

Kritiker wie Anja Granlien sagen, es seien vor allem Frauen
von einer Pferdesteuer betroffen. Sie halten eine Abgabe für
frauendiskriminierend und verfassungswidrig. Dabei berufen
sie sich auf ein Gutachten eines Hamburger Juristen. Auch die
Gemeinde gab ein Gutachten in Auftrag, das NDR 1 Welle
Nord vorliegt. Das Ergebnis: Die Steuer ist zulässig. Denn: Die
Steuerpflicht trifft laut Gutachten den Halter des Pferdes und
nicht die Reiter. Ob die Halter überwiegend weiblich seien, sei
zu bezweifeln, heißt es darin.

Steuer bringt bis zu 100.000 Euro

Bei etwa 700 Pferden könnte die Gemeinde Tangstedt mit
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Die Landtagsabgeordneten Katja Rathje-Hoffmann (CDU) und
Anita Klahn (FDP) betonten bei der Protestkundgebung, dass
die angestrebte Gesetzesänderung innerhalb eines halben
Jahres umgesetzt sein dürfte. Dann werde die Pferdesteuer
einkassiert.

Wenn Halter oder Pensionshöfe ihre Pferde der Gemeinde
nicht melden, soll dies als Ordnungswidrigkeit mit einer
Geldstrafe bis zu 5.000 Euro geahndet werden können.

Auch die
Gemeinde gab ein Gutachten in Auftrag, das NDR 1 Welle
Nord vorliegt. Das Ergebnis: Die Steuer ist zulässig. Denn: Die
Steuerpflicht trifft laut Gutachten den Halter des Pferdes und
nicht die Reiter. Ob die Halter überwiegend weiblich seien, sei
zu bezweifeln, heißt es darin.



WEITERE INFORMATIONEN

Ist die Pferdesteuer frauenfeindlich?

Es gibt neue Kritik in Sachen Tangstedter
Pferdesteuer: Sie würde hauptsächlich
Frauen treffen und sei diskriminierend.

Deswegen haben am Sonntag wieder Reiter demonstriert.
(15.01.2017) mehr
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jährlich etwa 75.000 bis 100.000 Euro Einnahmen rechnen.
Die Verwaltungskosten dürften rund 6.000 Euro betragen,
sagte Haesler. Der Jahresetat von Tangstedt liegt bei zwölf
Millionen Euro, das Defizit bei 900.000 Euro. Tangstedt wäre
der vierte Ort in ganz Deutschland mit einer sogenannten
kommunalen Aufwandsteuer für Pferde.
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Alsfeld/Dillenburg. 

Erst hü, dann hott: Reiter kritisieren Pferdesteuer und Verband
von dpa

Der hessische Pferdesportverband kämpft mit allen Mitteln für eine Abschaffung der Pferdesteuer.
Zugleich kritisiert er massiv den Hessischen Städte- und Gemeindebund (HSGB) für seine Haltung bei
der landesweiten Diskussion.

Der hessische Pferdesportverband kämpft mit allen Mitteln für eine Abschaffung der
Pferdesteuer. Zugleich kritisiert er massiv den Hessischen Städte- und Gemeindebund (HSGB) für seine
Haltung bei der landesweiten Diskussion. "Wir vermissen den Mumm, einen Fehler einzuräumen und
rückgängig zu machen. Die Führung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes hat versagt und
hätte längst zum Rückzug blasen müssen", sagte der Geschäftsführer des Hessischen
Pferdesportverbandes, Robert Kuypers, der Nachrichtenagentur dpa vor dem Verbandstag am Montag
in Alsfeld.

Laut Kuypers hatte der HSGB Kommunen eine klare Empfehlung für die Einführung einer Pferdesteuer
gegeben und sogar Mustersatzungen verschickt. Dies war als eine Maßnahme von vielen gedacht, um
Geld in die klammen kommunalen Kassen zu spülen. "Nun sieht der HSGB zwar endlich ein, dass das
keine gute Idee war und rudert zurück - aber leider nur intern und nicht öffentlich", sagte Kuypers.

Bad Sooden-Allendorf hatte als erste Kommune in Deutschland zum Jahresbeginn eine Pferdesteuer
eingeführt. 200 Euro müssen pro Pferd im Jahr berappt werden. In sechs weiteren Kommunen ist die
Abgabe Thema. Auch Kirchheim hat sie beschlossen, aber noch keine Satzung verabschiedet.
Schlangenbad, Wanfried und Trendelburg wollen sie 2014 einführen, Waldkappel 2015 und Fuldatal
prüft die Einführung.

Der geschäftsführende Direktor des Kommunalverbands, Karl-Christian Schelzke, wehrte sich gegen
die Vorwürfe: "Es ist die Entscheidung jeder Kommune, die Pferdesteuer einzuführen - oder nicht. Wir
haben niemanden etwas vorgeschrieben." Aber in Zeiten knapper Kassen müsse auch über solche
Abgaben nachgedacht werden dürfen. Schelzke ärgert: "Wenn das Land ihre Kommunen finanziell
anständig ausstatten würde, wäre so etwas wie eine Pferdesteuer gar nicht nötig." Bad Sooden-
Allendorf habe die Steuer "nicht aus Jux und Dollerei eingeführt", sondern weil die Kommune am Ende
der Fahnenstangeangelangt sei. Wenn aber der soziale Friede durch die Abgabe gefährdet sei, müsse
sie auf den Prüfstand.

Gegen die in Bad Sooden-Alleendorf eingeführte Pferdesteuer wird in wenigen Wochen eine Klage
gegen die Stadt von 15 exemplarisch ausgewählten Pferdebesitzern beim Hessischen
Verwaltungsgerichtshof eingereicht. "Wie auch einige namhafte Politiker halten wir es für einen Irrweg,
erstmals in Deutschland eine Sportart zu besteuern. Das ist auch nicht verfassungskonform", sagte
Kuypers. Schelzke erwiderte: "Wir sehen der Klage mit größter Gelassenheit entgegen."

Hessens SPD-Chef Thorsten Schäfer-Gümbel hatte Kuypers vor kurzem in einem Brief geschrieben,
dass er Bagatellsteuern wie die Pferdesteuer ablehne. Er sprach von einem "Skandal, der absolut nichts
mehr mit bürgerfreundlicher Politik zu tun" habe. Kuypers berichtete, dass auch die agrarpolitischen
Sprecher der schwarz-gelben Landesregierung gegen die Abgabe seien.

Im nordhessischen Baunatal wird nun wissenschaftlich untersucht, was die Pferdehaltung monetär,
gesellschaftlich und sportpolitisch einer Kommune bringt. Die Wertschöpfungsanalyse wird von der
Fachhochschule Salzgitter gemacht und soll zum Jahresende vorliegen.

Im April bereits will der Hessische Pferdesportverband dem Deutschen Städte- und Gemeindebund
einen riesigen Berg mit Unterschriften gegen die Pferdesteuer überreichen. "Wir rechnen damit, 300 000
Unterschriften zusammenzubekommen", sagte Kuypers. Eine eingereichte Online-Petition wurde bereits
mehr als 117 000 Mal gezeichnet. Bis Ende März hätten Gegner der Pferdesteuer noch Zeit, sich dem
digitalen Massenprotest anzuschließen. Neben der Online-Petition gebe es noch zahlreiche
Unterschriftenaktion.

Online-Petition

Facebook-Gruppe gegen Pferdesteuer

Porträt Hessischer Städte- und Gemeindebund

Artikel vom 17.03.2013, 10:42 Uhr (letzte Änderung 06.06.2013, 10:54 Uhr)
Artikel: http://www.fnp.de/rhein-main/Erst-hue-dann-hott-Reiter-kritisieren-Pferdesteuer-und-
Verband;art801,177050
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Hessens SPD-Chef Thorsten Schäfer-Gümbel hatte Kuypers vor kurzem in einem Brief geschrieben,
Er sprach von einem "Skandal, der absolut nichts

mehr mit bürgerfreundlicher Politik zu tun" habe. 
dass er Bagatellsteuern wie die Pferdesteuer ablehne. g
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TANGSTEDT

Zuschuss statt Pferdesteuer?

Die Reiter blicken nach Glückstadt, wo Pferdesport aus rechtlichen
Gründen bezuschusst wird.

Überraschende Wendung bei der Pferdesteuer: Statt 150 Euro für die Tiere zu verlangen,
könnte die Gemeinde zur Kasse gebeten werden. Glückstadt hat gerade beschlossen,
dem Reitverein einen Zuschuss für die Anschaffung eines Pferdes zu zahlen. Nicht weil
man das unbedingt wollte, sondern weil Bürgermeisterin Manja Biel auf das geltende
Recht verwies.

Zwar ist der Fall nicht eins zu eins übertragbar, weil es um die Sportfördersatzung der
Stadt ging, das Argument der Bürgermeisterin war allerdings allgemein: Tiere gelten
juristisch als Sache. Pferdesport lasse sich ohne Pferd nicht ausüben, „es ist für den
Reiter ebenso unerlässliche Notwendigkeit wie der Ball für einen Fußballer“, hieß es denn
auch in einem Schreiben von Matthias Karstens an die Stadt, dem Geschäftsführer des
Pferdesportverbands Schleswig-Holstein.

In Glückstadt hatten die Politiker die Förderrichtlinien der Stadt ändern wollen, nachdem
der Reitverein seinen Zuschussantrag gestellt hatte: Für „lebende“ Sportgeräte sollte es
keinen Zuschuss geben. Die Auseinandersetzung zog sich über fünf Jahre hin und wurde
Anfang Dezember entschieden. Die Politiker schlossen sich der Einschätzung der
Bürgermeisterin an, dass es sich um eine Ungleichbehandlung handeln würde, die
juristisch nicht haltbar sei.

In Tangstedt geht es nicht um Zuschüsse, sondern im Gegenteil um eine Steuer.
Allerdings würde die Gemeinde de facto die Ausübung von Sport besteuern, der laut
Landesverfassung gefördert werden soll. Zunächst befassen sich die Ortspolitiker
kommende Woche mit der Frage, ob man ein Rechtsgutachten zur Pferdesteuer in
Auftrag geben soll. Mit juristischen Unklarheiten hatte Bürgermeister Norman Hübener
(SPD) am 30. November seinen Geschäftsordnungsantrag begründet, das Thema von
der Tagesordnung zu nehmen. Ein Grund für den kurzfristigen Antrag war der Vorab-
Auszug aus der Expertise von Professor Dr. Jörn Axel Kämmerer, dass eine Pferdesteuer
gegen das Grundgesetz und die Landesverfassung verstoßen würde.

Die Reiterinnen um Anja Granlien hatten das Rechtsgutachten bestellt, das jetzt
vollständig vorliegt „Auf 35 Seiten untermauert (Dr. Kämmerer) seine Bedenken gegen
die .... Pferdesteuerpläne ... (und) führt gleich auf mehreren Seiten die Rechtsmittel auf,

9. Dezember 2016

Tiere gelten
juristisch als Sache. Pferdesport lasse sich ohne Pferd nicht ausüben, „es ist für den
Reiter ebenso unerlässliche Notwendigkeit wie der Ball für einen Fußballer“,

Die Politiker schlossen sich der Einschätzung der
Bürgermeisterin an, dass es sich um eine Ungleichbehandlung handeln würde, die
juristisch nicht haltbar sei.
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die Reitsportlerinnen gegen die Gemeindepläne einlegen können“, so Anja Granlien.
Nach der Großdemo an der Sporthalle am 30. November wird es zur
Gemeinderatssitzung am 14. Dezember im Rathaus eine Mahnwache geben.

Die CDU hat schon vorab klargestellt, dass sie gegen ein Gutachten stimmen werde.
Fraktionsvorsitzender Arne Müssig: „Für uns ein Unding. Wir haben uns vorher informiert
und brauchen keine Rechtsberatung, die zusätzliche Kosten verursacht. Wer der
Meinung ist, dass die Pferdesteuer der Gemeinde Schaden zufügen könnte, muss sich
das nicht noch für viel Geld bestätigen lassen.“ Auch die FDP lehnt die Pferdesteuer ab.
Die Mehrheit in der Gemeindevertretung stellen allerdings BGT und SPD.

In Glückstadt war der Antrag, die Sportfördersatzung so zu ändern, dass Pferde
ausgenommen sind, von der SPD ausgegangen. Die Stadt für die Anschaffung von
Sportgeräten im Preissegment von 500 bis 2000 Euro einen Zuschuss von bis zu einem
Drittel der Kosten, je nach Mitgliederzahl des Vereins. Ob sich die Tangstedter Fraktion
nun Rat bei ihren Genossen in Glückstadt holt, bleibt abzuwarten. „Sport muss unterstützt
und nicht noch behindert werden“, sagt Arne Müssig, ohne den Glückstädter Beschluss
zu kennen. Aber er kann sich durchaus vorstellen, dass organisierte Tangstedter Reiter
demnächst ebenfalls einen Zuschuss-Antrag stellen.

Autor: Rolf Blase



E
ben noch war es das Heldentier
vonEroberern,KönigenundBe-
duinenfürsten, der Stolz tapfe-
rerKavalleristen oderwaghalsi-
ger Indianerhäuptlinge – und

nun? Steht es verzärtelt in Deutschlands
Ställen, wird von Mädchenhand gestrie-
gelt, gebürstet und shampooniert, „Püpp-
chen“ genannt oder „Häschen“.

Das Pferd ist dabei, Mädchenkram zu
werden. Und die Reiterei ist in Gefahr.

Denn wo nur Mädchen sind, bleiben
die Jungs weg. Der Reitsport könnte die
Hälfte möglicher Interessenten abschre-
cken – und damit auch eine einträgliche
Branche schwächen: Einer Studie zufolge
werden mehr als fünf Milliarden Euro
jährlich allein in der Pferdehaltung – also:
für Futter, Austrüstung, Stallmiete – um-
gesetzt. Es gibt eine Million Pferde in
Deutschland, die schaffen etwa 300000
Arbeitsplätze. Zudem besitzt Deutsch-
and die weltgrößte und erfolgreichste
Sportpferdezucht: Bei den Olympischen
Spielen 2004 in Athen waren von 203
startenden Pferden 65 aus deutscher Ab-
stammung; sie gewannen 18 von insge-
samt 48Medaillen.

Das will bewahrt werden. Die Deut-
sche Reiterliche Vereinigung FN, fragt
sich: Wie kriegen wir die Jungs zurück
aufs Pferd? Wie machen wir das Reiten
wieder männlicher?

Dafür muss man zuerst wissen, was
Jungs und Mädchen vom Pferd wollen.

Pferdeverrückte Mädchen zieht es in
die Ställe der Pferde wegen, nicht wegen
der Reiterei. Die Mädchen sind tierlieb,
sie wollen das Pferd umsorgen, es füt-
tern, putzen, seinen Stall ausmisten, ihm
zureden. Der Pferdevernarrtheit liegt
eine Bindungsmotivation zugrunde: Das
Pferd ist eingeliebter, unersetzbarerPart-
ner; es vermittelt Sicherheit, Geborgen-
heit und Trost; die Beziehung zum Pferd
wird als einzigartig, gegenseitig und „für
immer“ erlebt.

Mit der Pubertät endet diese Liebe
meist, so dass man sagen kann, das Pferd
markiere den Übergang von der Her-
kunftsfamiliemit derBindung andieMut-
ter zur eigenen Fortpflanzungsfamilie
mit der Bindung an einen Mann. Das
Pferd ist quasi das letzte Kuscheltier, es
ist das Übergangsobjekt zwischen Puppe
und Partner.

Das Interesse von Jungs an Pferden ist
ganz anders: Jungen lieben Wettkämpfe
aller Art, und wenn sie reiten, dann am
liebstenwieCowboys und Indianer. Pfer-
depflege ist ihnen lästig.Wennsie inReit-
vereinen sind, arbeiten sie auf Turniere
hin. Das Pferd ist für Jungs weniger ein
Partner als eine Art Sportgerät.

Das liegt amgrundsätzlich unterschied-
lichen Interesse von Mann und Frau an
Mobilität – und das erklärt sich aus der
Vorgeschichte der Beziehung von
Mensch und Pferd. Diese Beziehung be-
gann vor ungefähr 6000 Jahren nördlich
des Schwarzen Meeres, in der eurasi-
schen Steppe. Da entdeckte der Mensch,
dass man ein Pferd nicht nur verspeisen
kann, dass es auch als Lastenträger taugt.

Das Tier wurde domestiziert und in
Herden gehalten. Später setzte man sich
selber drauf undman ritt. Eswar eineRe-
volution!

Mit der Erfindung des Reitens eröffne-
ten sich Möglichkeiten der Mobilität, die
der evolutionär bedingten Psyche des

Mannes entgegenkam. Mit dem Pferd
konnte man mehr als doppelt so schnell
vorankommen wie zu Fuß. Wenn sich
die Reichweite verdoppelt, vergrößert
sich die Fläche des patrouillierbarenTer-
ritoriums. So hatte der Reiter eine viel-
fach erhöhteChance gegenüber demFuß-
gänger, mit anderen Frauen anzuban-
deln, was dem Arterhaltungs- und Fort-
pflanzungstrieb entgegenkam.

ReitendeÜberfalltruppswaren fürOp-
fer ohne Pferde uneinholbar. Handel
nahm an Umfang, Reichweite und Viel-
falt zu. Soziale Unterschiede vergrößer-
ten sich, es ergaben sich durchTätigkeits-
spezialisierungen neue soziale Differen-
zierungen. Gruppenkonflikte und kriege-
rische Auseinandersetzungen nahmen
zu,weil Grenzkonflikte häufigerwurden.
Das Pferd wurde bei der Jagd eingesetzt,
aber auch selbst zur begehrten Raub-
beute.

Die Entdeckung des Reitens und nicht
die Erfindung des Rades stieß eine kultu-
relleRevolution an.DasRad erschien spä-
ter, nahegelegt durch den Lastentrans-
port, den das Pferd erst ermöglicht hatte.
DasPferdwar fürmännlicheAnliegen im-
mens wichtig. Wollte ein Mann erfolg-
reich sein, musste er gute Pferde haben
und gut reiten können. Das Pferd gab
dem Mann Machtbewusstsein, es wurde
zum Prestigeobjekt.

UmMacht, Status und Besitz zu erlan-
gen, musstenMänner einen Einsatz brin-
gen, Mut, Kampfbereitschaft und Risiko-
freude beweisen. Da der mögliche Ge-
winn – viele Frauen, viele Nachkommen
– hoch war, war auch der Einsatz hoch.
Bis heute beeinflusst dieses evolutionäre
Denkschema das menschliche Handeln.
Bis heute scheuen Jungenund jungeMän-
ner nur selten denWettbewerb, sind ehr-
süchtig, gewaltbereit und riskieren in ge-
wagten Unternehmen Kopf und Kragen.

Frauen dagegen sindmehrheitlich vor-
sichtiger. Sie mussten immer so viel und
so lange in ihre Nachkommen investie-
ren, dass sich für sie unnötiges Risiko
nicht ausgezahlt hat, eine sichere Zu-
kunft aber unabdingbar war.

Zwar sind auch früher einige Frauen
geritten, aber dieses Privileg war den be-
güterten Schichten vorbehalten, Adel
und Großgrundbesitzern. Bäuerinnen,
Handwerker- und Tagelöhnerfrauen je-
doch hatten kaum Geld und keine Zeit,
sich solchen Vergnügungen hinzugeben.

Zwei Erfindungen des 19. Jahrhun-
derts, Dampfmaschine und Verbren-
nungsmotor, haben die Mobilität ein
zweitesMal grundlegend verändert. In al-
len Bereichen, in denen bislang das Pferd
unerlässlich für von Transport war,
wurde es nun überflüssig, weil techni-
sche Fortbewegungsmittel effektiver wa-
ren. Nach dem ZweitenWeltkrieg waren
Pferde nur noch als historische Restpos-
ten vorhanden. Männer stiegen um auf
Autos – und zwarmit all den psychischen
Begleiterscheinungen, die bislang das
Verhältnis von Mann und Pferd gekenn-
zeichnet hatten: das willig eingegangene
finanzielle Opfer, der Besitzerstolz, die
Identifikation mit dem Fortbewegungs-
mittel, dieWichtigkeit der „Optik“.

Das Auto wurde das neue Pferd, das
alte war frei für eine neue Besetzung –
und die Frauen übernahmen. Sie hatten
jetzt die Zeit und die Muße dazu.

Frauen sind weniger eingebunden in

Alltagszwänge und weniger beschränkt
durch patriarchale Weisungen. Sie lösen
sich eigenständig vomElternhaus und su-
chen sich selbst ihrenLebenspartner.Die
Geburtenrate ist drastisch gesunken,
kaumeineFrau ist nochüber Jahre entwe-
der schwanger oder stillend. Auch meh-
rere jüngere Geschwister, Neffen oder
Nichten, um die sich früher ältere Mäd-
chen kümmert mussten, sind selten ge-
worden. Was geblieben ist, ist die Sehn-
sucht desMenschen nachNatur. Und die
erfüllen sich Mädchen und Frauen mit
und auf dem Pferd.

Bei Ausritten träumen sie davon, das
enge städtische Heim zu verlassen, mit
anmutiger Bewegung die Natur zu genie-
ßen, fremde Lebensweisen und Men-
schen kennen zu lernen, vielleicht sogar
einen Prinz. Und wenn sie sich um das
geliebte Pferd kümmern, geben sie ihrem
Bedürfnis nach, sich um anderes Leben
zu kümmern. Frauen drücken ihre Zunei-
gung, vielmehr alsMänner, durchBerüh-
rung aus, und Pferde haben ein warmes,
weiches, seidiges Fell. Frauenwollenmit
dem geliebten Partner, wiederum mehr
als Männer, ausgiebig reden, und das
Pferd ist ein geduldiger Zuhörer. Zudem
ist Reiten ist eine angesehene Sportart;
die Mädchen reiten sozusagen in höhere
Schichten hinein.

Und schließlich sind und waren
Frauen niemals bloß passive, duldsame
Geschöpfe. Väter, Ehemänner, Kinder
und Moralinstanzen mögen ihre Frei-
heitswünsche eingeschränkt haben, aber
ausgelöscht wurden diese Wünsche
nicht, weil sie Teil dermenschlichenNa-
tur sind. Auf dem Pferd kann die Frau in
die eigenen Hände nehmen.

Das fing an vor 150 Jahren – und was
ist seitdem geschehen? Auf privaten Rei-
terhöfen finden sich heute zwischen lau-
terMädchennur vereinzelt Jungs, inReit-
vereinen überwiegen Frauen, die meis-
tenPferdewirte sindweiblich, ebenso die
Leser von Pferdelektüre. Wo Reiten im
Schulsport angeboten wird stehen Mäd-
chen Schlange, Studiengänge zur Pferde-
wissenschaft ziehen fast nur Frauen an.
Selbst imWettbewerb, früherMännerdo-
mäne, gewinnen heute Frauen: Von rund
85000 Turnierteilnehmern im Jahr sind
vier Fünftel weiblich, im Nachwuchsbe-
reich 90 Prozent. Allein im Spitzensport
dominierenMänner. Noch.

Wenn der Reitsport die Jungs zurück-
gewinnenwill,muss er ihnenMöglichkei-
ten geben, ohneMädchen zu reiten – nur
dann lässt sich der Reiz der ehemals ex-
klusiven Beziehung wenigstens kurzfris-
tigwieder herstellen. (Das ist insofernku-
rios ist, als das Reiten die einzige olympi-
sche Disziplin ist, in der Männer und
Frauen gegeneinander antreten.) Aber
das archaische Erbe, nachdem der Mann
Mobilität nutzt, um seine Fortpflanzung-
schancen zuerhöhen, unddie Frau immo-
bil die Brutpflege betreibt, ist immer
noch präsent. Es ist wie ein Flüstern in
uns, das unsere Wahrnehmungen, Nei-
gungen und Vorlieben beeinflusst. Auf
verborgene Weise gestaltet dieses Erbe
auch heute noch unser Verhältnis zum
Pferd.

—Der Autor ist Professor für Psychologie
an der Universität Kassel
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g ,

ner; es vermittelt Sicherheit, Geborgen-
g ,

;
heit und Trost;

;

Mit der Pubertät endet diese Liebe
meist, so dass man sagen kann, das Pferd, g ,
markiere den Übergang von der Her-

, g ,
g g

kunftsfamiliemit derBindung andieMut-
g g

g
ter zur eigenen Fortpflanzungsfamilie

g
g p g

mit der Bindung an einen Mann. Das
g p g

g
Pferd ist quasi das letzte Kuscheltier, es

g
q ,

ist das Übergangsobjekt zwischen Puppe
q ,

g
und Partner.

g

, g
Was geblieben ist, ist die Sehn-g ,

sucht desMenschen nachNatur. Und die
g ,

erfüllen sich Mädchen und Frauen mit
und auf dem Pferd.

Bei Ausritten träumen sie davon, das,
enge städtische Heim zu verlassen, mit

,
g ,

anmutiger Bewegung die Natur zu genie-
g ,

g g g g
ßen, fremde Lebensweisen und Men-

g g g g
,

schen kennen zu lernen, vielleicht sogar
,

, g
einen Prinz. Und wenn sie sich um das

, g

geliebte Pferd kümmern, geben sie ihremg , g
Bedürfnis nach, sich um anderes Leben
g , g

zu kümmern.

p ,
Väter, Ehemänner, Kinderp , ,

und Moralinstanzen mögen ihre Frei-
, ,

g
heitswünsche eingeschränkt haben, aber

g

ausgelöscht
g

wurden
g

diese
,

Wünsche
,

g
nicht, weil sie Teil dermenschlichenNa-

g
,

tur sind. Auf dem Pferd kann die Frau in
,

die eigenen Hände nehmen.
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